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1. NACHRICHTEN DES ALD UND DER DEGA 

1.1. Abgeschlossenes ALD-Projekt 

Am 31. März 2026 endete die 24-monatige Förderperiode in dem vom Umweltbundesamt geförder-
ten Verbändeprojekt des ALD für die Jahre 2024, 2025 und 2026. Ziel des Verbändeprojektes war, 
zwei Schwerpunkte der aktuellen Situation hinsichtlich der Belastung und Betroffenheit durch Lärm 
in Deutschland herauszugreifen, um lärmbedingte Konflikte aufzuzeigen und organisatorische, kom-
munikative und technische Wege und Maßnahmen zur Minderung der Konfliktpotenziale zu be-
schreiben. Die beiden Schwerpunkte waren „Leben in der Stadt vor dem Hintergrund zunehmender 
Verschränkung von Wohnen, Arbeit, Freizeit und Mobilität“ und „Energiewende durch Einsatz Er-
neuerbarer Energien“. 

Schwerpunktthemen 

Beim Schwerpunkt „Erneuerbare Energien“ haben hat sich der ALD auf die neuesten Entwicklungen 
konzentriert und factsheets zu den Themen 

• Solare Stromversorgung mit Speicheranlagen im Freien 
• Windenergieanlagen an Land 
• Ladeinfrastruktur für die E-Mobilität 

erarbeitet, die im September auf der Webseite des ALD erscheinen werden. Am 23. September 
2025 haben wir dazu auch zusammen mit dem Umweltministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 
das Kolloquium „Lärm von Windenergieanlagen“ in Düsseldorf durchgeführt. Im Newsletter 3/2025 
vom 14.11.2025 haben wir darüber ausführlich berichtet. 

Das Schwerpunktthema „Leben in der Stadt“ war im ersten Jahr der Förderperiode geprägt durch 
den Diskurs um den Lärm von Musikclubs. Am 6. Dezember 2024 mündeten die in diesem Zusam-
menhang mit den Akteuren geführten Gespräche in ein Panel mit dem Titel „Kulturschallverordnung 
– Lösung für lärmbedingte Konflikte im Umfeld von Musikclubs?“. Das Video des Panels wurde im 
Januar 2025 auf der Webseite des ALD veröffentlicht. 

Im zweiten Jahr der Förderperiode hat der ALD am 28. April 2025 gemeinsam mit dem Verkehrsmi-
nisterium Baden-Württemberg die Veranstaltung "Initiative Motorradlärm: Bilanz nach fünf Jahren" 
in Stuttgart durchgeführt (ausführlicher Bericht im ALD-Newsletter 2/2025) und ein Fachgespräch 
zum Schwerpunktthema „Stadtleben“ mit dem Titel „Stadtklang, Klangräume in der Stadt und Sound-
scape – Neue Ansätze für die Praxis des Schutzes vor Umgebungslärm in urbanen Gebieten“ ver-
anstaltet. Das Fachgespräch war mit Expertinnen und Experten aus den Fachgebieten Stadtplanung 
und -gestaltung, Psychoakustik, Gesundheitsschutz sowie Schutz vor Lärm und Lärmwirkung aus 
der Schweiz, Österreich und Deutschland besetzt. Dem ALD war bei diesem Fachgespräch wichtig, 
die Anwendbarkeit und Anwendung neuer Konzepte in der Praxis der Stadtplanung, des Schutzes 
vor Umgebungslärm und der Lärmminderungsplanung zu diskutieren, mit dem Ziel, die bislang na-
hezu nur im wissenschaftlichen Kontext umgesetzten Konzepte „Stadt und Klangräume in der Stadt“ 
und „Soundscapes“ zum Bestandteil von Maßnahmen und Werkzeugen zum Schutz vor Umge-
bungslärm zu machen. Dies sowohl zur Analyse bestehender Lärmsituationen als auch in der Pla-
nung. Beide Konzepte postulieren, dass Lärm nicht allein an der Überschreitung eines bestimmten 
A-bewerteten Dauerschalldruckpegels festgemacht werden kann und darf, sondern viele nicht-akus-
tische Komponenten ebenso wie positiv konnotierte Stadtgeräusche in die Beurteilung und Planung 
von städtischen Räumen mit einbezogen werden müssen. Das steht in Kontrast zu den „traditionel-
len“ Herangehensweisen des Schutzes vor Umgebungslärm, die die Anwendung technischer und 
organisatorischer Schallschutzmaßnahmen zum Zweck der Einhaltung vorgegebener Immissions-
richt- und -grenzwerte, die auf die Bestimmung von A-bewerteten Einzahlwerten des energieäqui-
valenten Dauerschallpegels abheben, vorsehen. Ein Diskussionspunkt war besonders das Span-
nungsfeld zwischen der Beschreibung und Bewertung des Ist-Zustands bzw. einer bestehenden Si-
tuation (Analyse, Messung) und der Beschreibung und Bewertung eines zukünftigen geplanten Zu-
stands (Prognose, Berechnung, Simulation). Bürger:innen haben grundsätzlich gesetzlichen An-
spruch auf Schutz vor Lärm, weshalb auch Gesichtspunkte, die die Einbindung von Soundscape 
und Stadtklang in den Rechtsrahmen betreffen, in dem Gespräch eine Rolle gespielt haben. 
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Das Fachgespräch hat am 04.02.2026 in Offenburg stattgefunden. Der Bericht dazu wird im Sep-
tember 2026 auf der Webseite des ALD erfolgen. 

Stellungnahmen, Newsletter und Medien 

Der ALD ist im Lobbyregister des Deutschen Bundestages gelistet und von daher immer wieder 
gehalten, zu Gesetz- und Verordnungsentwürfen Stellung zu nehmen und seine Position zum Schutz 
vor Lärm zu vertreten. Im Förderzeitraum hat der ALD zu folgenden Dokumenten Stellung genom-
men: 

• Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 im Bereich Windenergie 
an Land und Solarenergie vom 05.04.2024, Stellungnahme des ALD vom 11.04.2024 (siehe 
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-
Stellungnahmen/2024/Stellungnahme_ALD_RED_III_2024.pdf) 

• Entwurf einer Zweiten Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Technischen Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm vom 24.05.2024, Stellungnahme des ALD vom 17.06.2024 (siehe 
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-
Stellungnahmen/2024/Stellungnahme_ALD_TA-Laerm.pdf) 

• Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung 
(„Bau-Turbo“) des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen vom 
04.06.2025, Stellungnahme des ALD vom 10.06.2025 (siehe https://www.ald-laerm.de/filead-
min/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-
Stellungnahmen/2025/Stellungnahme_ALD_Aenderung_BauGB_2025-06-10.pdf) 

• Position des ALD vom 25.06.2025 zum Schutz vor Lärm als Input für das Verbändegespräch 
der Umweltministerkonferenz am 26.06.2025 (siehe https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-
laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2025/2025-06-
25_Stellungnahme_ALD_Umweltministerkonferenz_end.pdf) 

• Entwurf einer Verordnung über den Lärmschutz bei öffentlichen Fernsehdarbietungen im Freien 
über die Fußball-Weltmeisterschaft der Männer 2026, Stellungnahme des ALD vom 25.02.2026 
(siehe https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-
Stellungnahmen/2026/Stellungnahme__ALD_Public-Viewing-VO_Fussball-WM_2026.pdf) 

Besonders erwähnt sei noch die DEGA-interne Zusammenarbeit des ALD mit dem Fachausschuss 
Bau- und Raumakustik zur Information der interessierten Öffentlichkeit über den Schutz vor Lärm im 
Hochbau, der durch neue Bauregeln Gefahr läuft, an Qualität und Wirksamkeit zu verlieren. 

Der Newsletter des ALD stellt eine schnelle und flexible Weitergabe aktueller Nachrichten und Infor-
mationen zum Schutz vor Umgebungslärm dar und ist im Förderzeitraum wieder achtmal erschie-
nen. Mit ca. 900 Abonnent:innen adressiert der ALD einen großen Kreis von Vertreter:innen aus 
Ministerien, Verwaltungen, Ingenieurbüros, Gewerbe und Industrie und von Bürgerinnen und Bür-
gern mehrheitlich in Deutschland, aber auch in Österreich und der Schweiz. 

Presseanfragen haben den ALD insbesondere zum Thema Fluglärm und zum neuen Bericht der 
European Environment Agency über die aktuelle Lärmsituation in Europa vom 24. Juni 2025 erreicht. 
Thomas Beckenbauer und Dirk Schreckenberg haben in Interviews von Bayern 2 Radio, NDR und 
WDR Stellung dazu genommen. 

1.2. Korrektur zum Newsletter 1/2026 

Im Abschnitt 1.2. „Kurzer Bericht zur DAGA 2026 im Congress Center Dresden“ ist leider für den 3. 
Absatz eine vorläufige, verkürzte Version verwandt worden. Der korrekte Text lautet: 

„Der ALD gestaltete gemeinsam mit der Bundesvereinigung gegen Schienenlärm (BVS), dem Deut-
schen Zentrum für Schienenverkehrsforschung DZSF und der Chalmers University of Technology 
eine ganztägige Strukturierte Sitzung zum Thema Bahnakustik mit insgesamt 13 Präsentationen, 
die gut besucht war. Ein Abstract zu jedem Vortrag ist unter der Auflistung der Titel und der Vortra-
genden im Programm unter https://www.conforg.fr/bin/v2/time_table?dir=daga2026&day=4 hinter-
legt.  

https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2024/Stellungnahme_ALD_RED_III_2024.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2024/Stellungnahme_ALD_RED_III_2024.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2024/Stellungnahme_ALD_TA-Laerm.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2024/Stellungnahme_ALD_TA-Laerm.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2025/Stellungnahme_ALD_Aenderung_BauGB_2025-06-10.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2025/Stellungnahme_ALD_Aenderung_BauGB_2025-06-10.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2025/Stellungnahme_ALD_Aenderung_BauGB_2025-06-10.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2025/2025-06-25_Stellungnahme_ALD_Umweltministerkonferenz_end.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2025/2025-06-25_Stellungnahme_ALD_Umweltministerkonferenz_end.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2025/2025-06-25_Stellungnahme_ALD_Umweltministerkonferenz_end.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2026/Stellungnahme__ALD_Public-Viewing-VO_Fussball-WM_2026.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2026/Stellungnahme__ALD_Public-Viewing-VO_Fussball-WM_2026.pdf
https://www.conforg.fr/bin/v2/time_table?dir=daga2026&day=4
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Die Sitzung Teil 2 „Lärmwirkungen, Gesetzgebung, aktuelle Entwicklungen wurde gemeinsam von 
Uwe Ritterstaedt (BVS) und Michael Jäcker-Cüppers (ALD) moderiert. Im Teil 1 – „Schallentstehung 
und -minderung im Schienenverkehr“ wurden vor allem die Themen der Messungen, der Modellie-
rung und der Simulation der Geräuschquellen behandelt. Haike Brick vom DZSF und Astrid Pieringer 
von der Chalmers University moderierten diesen Teil.“ 

Wir bitten, den Fehler zu entschuldigen. 

 

1.3. 29. Tag gegen Lärm – International Noise Awareness Day 2026 

Rückblick 

Motto: Der Sound von morgen!  

Die zentrale Veranstaltung zum Tag gegen Lärm wurde online von der 
DEGA in Kooperation mit dem Umweltbundesamt durchgeführt. 

Thematisiert wurden unter dem Aspekt nachhaltiger Verbesserung der 
Lebensqualität die Verdichtung des städtischen Raums, kostengünsti-
ges Bauen, gesundheitsförderndes Wohnen, die neuen Lärmquellen 
der Elektromobilität, die Lärmauswirkungen von Drohnen und die Mög-
lichkeiten der urbanen und Architekturakustik.  

Moderation: Brigitte Schulte-Fortkamp und André Fiebig (Aktionsleitung 
Tag gegen Lärm)  

Vorträge: 

• Kostengünstiges Bauen und Schallschutz / Christian Nocke, 
Akustikbüro Oldenburg  

• Entwicklung gesunder Wohnverhältnisse für eine gesund-
heits-fördernde Stadtentwicklung / Silvia Schütte, Öko-Institut  

• Neue Lärmquellen der Elektromobilität / Lars Schade und Jan Gebhardt, Umweltbundes-
amt 

• Lärmauswirkungen durch den Einsatz von Drohnen auf die Umwelt / Jean Marc Wunderli, 
Empa, Abteilung Akustik / Lärmminderung, Schweiz 

• Urbane und Architekturakustik / Josep Llorca-Bofí und David Goecke, Fraunhofer-Institut 
für Bauphysik IBP 

Die Veranstaltung hat mit 70 Teilnehmenden viele Interessierte und insbesondere Fachleute aus 
Verwaltung und Ingenieurbüros erreicht. Die freigegebenen Vorträge werden auf Anfrage von der 
Geschäftsstelle der DEGA als PDF-Datei zur Verfügung gestellt.  

In den Medien war der 29. Tag gegen Lärm inbesondere regional vertreten. U.a. in der Märkischen 
Allgemeinen Zeitung und in der Saarbrückener Zeitung wurden Beiträge zum Tag gegen Lärm 
veröffentlicht. Fernseh- und Radiobeiträge zum Aktionstag, z.T. mit Interviewpartner:innen der 
DEGA, waren u.a. im ZDF „Volle Kanne“, im WDR bei „Guten Morgen, NRW“, im MDR 
Sachsenspiegel, bei kika (Logo-Nachrichten),  bei radio eins (Umwelt – Wenn Stille zum Luxusgut 
wird), SR Kultur und hr info zu sehen bzw. zu hören. Online und in den sozialen Medien wurde der 
Tag gegen Lärm ebenfalls vielfach thematisiert (z.B. FAU Erlangen-Nürnberg „Zwischen Beats, Bass 
und Noise Cancelling“). 

Somit ein erfolgreicher 29. Tag gegen Lärm – International Noise Awareness Day mit gutem 
Feedback und vor allem regional initiierten Aktionen. Deutlich wurde insbesondere die Verflechtung 
von Schallschutzmaßnahmen mit Klimaschutz und Hitzebekämpfung im Hinblick auf ihre 
Synergieeffekte.  

Wir danken allen aktiv Beteiligten, insbesondere den Vortragenden in der zentralen Veranstaltung. 
Unbedingt möchten wir uns bei den Förderern und Sponsoren sowie dem Gesundheitsladen 

Bild: © Pornnapa / 
stock.adobe.com (KI-generiert) 
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München bedanken, der erneut zahlreiche Aktionen in München und Umgebung erfolgreich 
organisiert hat. 

Das Datum des 30. „Tag gegen Lärm – International Noise Awareness Day“ steht noch nicht fest. 
Sobald der Termin bekannt ist, wird er auf der Webseite des Tag gegen Lärm veröffentlicht. 

Brigitte Schulte-Fortkamp, André Fiebig, Evelin Baumer 
Juni 2026 

 

1.4. Aktivitäten des laufenden ALD-Projekts 

Im Sommer 2025 hat der ALD einen neuen Förderantrag beim Umweltbundesamt für die 
Förderperiode vom 01.04.2026 bis 31.03.2028 eingereicht. Der Antrag setzt zwei Schwerpunkte: 
„Schutz vor Straßenverkehrslärm durch Tempolimits“ und „Monitoring der Änderungen des 
Baugesetzbuches und der geplanten Änderungen der TA Lärm“. Der Antrag war erfolgreich. Mit 
Schreiben vom 16. März 2026 hat das Umweltbundesamt mitgeteilt, das beantragte ALD-Projekt zu 
fördern. 

Beim Verkehrsträger Straße besteht weiterhin dringender Handlungsbedarf hinsichtlich des 
Schutzes vor Lärm. In Deutschland wird die Lärmminderung des Straßenverkehrs durch die hohen 
Fahrgeschwindigkeiten auf Bundesfernstraßen und die uneinheitliche Handhabung von Tempo 30 
in den Kommunen zusätzlich erschwert. Der ALD sieht deshalb Bedarf für eine breite 
wissensbasierte Diskussion der Einführung genereller niedrigerer Höchstgeschwindigkeiten auf 
deutschen Straßen zur Verbesserung des Schutzes vor Straßenverkehrslärm. Anhand einer 
Auswertung der Daten zu Reifeneigenschaften, darunter auch der Geräuschemission, einer großen 
Anzahl von im europäischen Markt angebotenen Serienreifen soll dabei auch in den Fokus 
genommen werden, welches Potenzial der Minderung des Straßenverkehrslärms durch Reifen, die 
– im Vergleich zu Hochgeschwindigkeitsreifen – für entsprechend niedrigere Höchstgeschwindig-
keiten ausgelegt sind, besteht. 

Der ALD sieht auch Bedarf für das Monitoring der im Bundestag verabschiedeten Änderungen des 
Baugesetzbuches BauGB und der geplanten Änderungen der TA Lärm. Das neue Baugesetzbuch 
und der Entwurf zur Änderung der TA Lärm sehen zeitlich befristete, aber gravierende Änderungen 
vor. Die Zurückdrängung der kommunalen Bauleitplanung ohne Verpflichtung zur abgestuften 
Prüfung von Schallschutzmaßnahmen und der Paradigmenwechsel vom Schutz vor Lärm vor dem 
Wohnraumfenster außerhalb des Gebäudes hin zur bloßen Einhaltung von Anforderungen an den 
Innenschallpegel stellen die rechtssichere Gewährleistung gesunder und sozialverträglicher 
Wohnverhältnisse ernsthaft in Frage. Der Vollzug des geänderten Regelwerks in der Praxis bedarf 
des Monitorings bereits vor der Evaluation am Ende der Experimentierphasen. Der ALD will die 
Experimentierphase kritisch beobachten und bewerten. Mit Hilfe von Online-Fragebögen werden 
kommunale Verwaltungen zu Beginn und kurz vor dem Ende der Förderperiode zu den 
Auswirkungen und den Erfahrungen mit den Änderungen der Regelwerke bei der Information und 
Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an Planungs- und Genehmigungsprozessen, bei der 
Abwägung konfliktträchtiger Lärmsituationen, bei der Planung und Umsetzung von Maßnahmen zum 
Schutz vor Lärm und anderen relevanten Sachverhalten befragt. Die Fragebögen können 
anonymisiert beantwortet werden. Es sollen allerdings einige Merkmale der Kommune wie 
Einwohnerzahl, Gebietstyp, Bundesland, etc. erhoben werden. 

Der ALD wird in Strukturierten Sitzungen auf den Jahrestagungen der DEGA und im Akustik Journal 
über Ergebnisse berichten und diese auch für Bürgerinnen und Bürger allgemeinverständlich 
zusammenfassen und auf der ALD-Webseite veröffentlichen. Die ALD-Leitung würde sich über das 
Interesse von Mitgliedern freuen, bei den genannten Projekten mitzuarbeiten. Melden Sie sich dazu 
gerne bei der DEGA-Geschäftsstelle. 
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1.5. ALD zur Luftverkehrsstrategie der Bundesregierung 

Mit Schreiben vom 30. April dieses Jahres räumte das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
neben anderen Fachverbänden auch dem ALD die Möglichkeit ein, kurzfristig zu einem Entwurf der 
Luftfahrtstrategie der Bundesregierung Stellung zu nehmen. Zu diesem Zeitpunkt befand sich der 
auf Fachebene vom Bundesverkehrsministerium, dem Bundesverteidigungsministerium und dem 
Bundeswirtschaftsministerium erstellte Entwurf noch in der Ressortabstimmung.  

Nicht erkennbar ist, dass die gemeinsame Stellungnahme der Bundesvereinigung gegen Fluglärm 
e.V., Germanwatch und des Verkehrsclubs Deutschland (VCD (siehe dazu Leitlinien für eine 
nachhaltige und zukunftsfähige Luftfahrt | BVF), der sich der ALD in seiner Stellungnahme 
anschloss, in irgend einer Weise Eingang in die am 10. Juni von der Bundesregierung beschlossene 
Fassung  fand. Wenn überhaupt eine Überarbeitung des Entwurfs stattfand, so wurde die Erwartung 
ignoriert, dass die Nachhaltigkeit gleichberechtigt neben der Wirtschaftlichkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit einbezogen wird. Nach dem Verständnis des ALD schließt Nachhaltigkeit den 
Schutz vor Lärm insbesondere im Umfeld von Flughäfen ein.  

Weiter schreibt der ALD in seiner Stellungnahme: „Die bloße Feststellung im ersten Absatz des 
Abschnitts IV. Nachhaltige, klimaschonende und umweltverträgliche Luftfahrt, dass „der globale 
Luftverkehr nur zukunftsfähig (bleibt), wenn er einen dauerhaft nachhaltigen Wachstumspfad 
einschlägt“ bedarf der Konkretisierung, wie die Emissionen (insbesondere Lärm und Luftqualität 
beeinträchtigende NOX und Rußemissionen) als auch die globalen Klimawirkungen des 
Luftverkehrs zu mindern sind.  

Der ALD bemängelt, dass in dem Strategiepapier eine Analyse des Istzustandes der 
Luftfahrtinfrastruktur fehlt. Das betrifft beispielsweise die Frage, wie viele Flughäfen in Deutschland 
für eine sichere Abwicklung des zivilen Flugverkehrs tatsächlich erforderlich sind und welche 
wirtschaftliche und ggf. militärische Berechtigung für die Regionalflughäfen besteht. Die Strategie 
hat zu benennen, welche Regionalflughäfen keine Entwicklungsperspektive haben und somit zu 
schließen sind, was letztlich auch die Umwelt- und damit die Lärmbelastung vermindert. Klar 
benannt werden muss in der Luftfahrtstrategie, ob aus Gründen der Flugsicherheit 
Ausweichflughäfen mit einem 24-Stunden-Betrieb über den Bestand hinaus erforderlich sind. Die 
Gesundheitsgefahr, die von nächtlichem Fluglärm ausgeht, steht dem von wirtschaftlichen 
Interessen geforderten 24-Stundenbetrieb entgegen.“ (siehe https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-
laerm.de/Publikationen/ALD-
Stellungnahmen/2026/Stellungnahme__ALD_Luftverkehrsstrategie_2026.pdf)  

Der ALD mahnte zudem eine klare Einbeziehung der Intermodalität an – also ein klares Bekenntnis 
zur Substitution von Kurz- und Mittelstreckenflügen durch Schienenverkehr. Weniger 
Flugbewegungen bedeuten auch weniger Fluglärm. Es wäre wohl auch im Interesse der 
Luftverkehrssicherheit, den dichten Luftverkehr über Mitteleuropa zu entlasten.  

Insgesamt bleibt nach dem Lesen der Luftfahrtstrategie nicht nur bezüglich der fehlenden Aussagen 
zu nachhaltiger, klimaschonender und umweltverträglicher Luftfahrt der Eindruck einer unkonkreten 
Absichtserklärung. Bleibt zu hoffen, dass das Strategiepapier ebenso schnell in Vergessenheit gerät, 
wie der Jubel der Luftverkehrslobby verklingt. 

 

1.6. Umweltschutz-Modernisierungsgesetz und -verordnung 

Am Donnerstag, 2. Juli 2026, startete das Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit (BMU) zum Dienstschluss die Länder- und Verbändeanhörung zu den 
Entwürfen eines Gesetzes zur Stärkung eines modernen, digitalen und wirksamen Umweltschutzes 
(UMoG) sowie einer Verordnung zur Stärkung eines modernen, digitalen und wirksamen 
Umweltschutzes (UMoV) mit einer Frist zur Abgabe einer Stellungnahme zum Montag, 6. Juli 2026 
um 13 Uhr. Im Anschreiben nannte das BMU als Ziel der Rechtsetzung, den Abbau von Bürokratie 
sowie die umweltrechtliche Beschleunigung und Vereinfachung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren – ohne dabei den Umweltschutz zu schwächen.  

https://www.fluglaerm.de/leitlinien/
https://www.fluglaerm.de/leitlinien/
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2026/Stellungnahme__ALD_Luftverkehrsstrategie_2026.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2026/Stellungnahme__ALD_Luftverkehrsstrategie_2026.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2026/Stellungnahme__ALD_Luftverkehrsstrategie_2026.pdf
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Der ALD sieht mit Unverständnis auf den Aktionismus, den das BMU mit solch einer äußerst knapp 
gesetzten Frist provoziert, zumal dies schon bei anderen Gelegenheiten der Fall war. Der Verdacht 
drängt sich auf, dass bei einer so kurzen Frist kein ernsthaftes Interesse besteht, den Verbänden 
eine realistische Möglichkeit zur Beteiligung einzuräumen. 

Genau diese Praxis kritisiert der Sachverständigenrat für Umweltfragen in seinem jüngsten 
Gutachten (siehe Abschnitt 2.4). Zur Verbesserung der Gesetzgebungsprozesse fordert er 
durchgängig angemessene Fristen für die Anhörung von Verbänden und Ländern. Trotz der äußerst 
ungünstigen Randbedingungen gab der ALD zu dem UMoG die folgende Stellungnahme ab: 

„Der ALD sieht sich bei einer derartig kurzen Fristsetzung lediglich imstande, zu den Änderungen in 
§ 10 Fluglärmgesetz Stellung zu nehmen, wobei selbst bei dieser Beschränkung nur eine 
summarische Einschätzung möglich ist. Bei allem Verständnis für die Eilbedürftigkeit von 
Rechtsetzungsvorhaben beschädigt ein derart beschleunigtes Vorgehen die Beteiligungsrechte von 
Verbänden und betroffenen Kreisen. So kann der ALD nicht prüfen, welche Auswirkungen die 
Einschränkung der Öffentlichkeitsbeteiligung bei Genehmigungsverfahren nach § 10 Bundes-
Immissionsschutzgesetz auf seine Möglichkeiten haben wird, in Genehmigungsverfahren auf den 
rechtlich gebotenen Schutz vor Lärm hinzuwirken. 

Positiv bewertet der ALD, dass die Neufassung des § 10 FlugLärmG mit ihrer 
Ermächtigungsgrundlage das Kostenerstattungsverfahren für baulichen Schallschutz vereinfachen, 
digitalisieren und damit, so kann erwartet werden, auch beschleunigen wird, obwohl das auf der 
Ebene der Rechtsetzung keinen Beitrag zur Verbesserung des Schutzes vor Fluglärm leistet. Diese 
längst überfällige Verbesserung mahnt der ALD nachdrücklich an.  

Gleichwohl sieht der ALD in der Möglichkeit eines Vorschussverfahrens und einer direkten 
Beauftragung durch die anspruchsberechtigten Zahlungsempfänger in den jeweiligen 
Lärmschutzbereichen einen für die Anspruchsberechtigten wichtigen Schritt, ihre Ansprüche zu 
realisieren, weil damit der Zwang zur Vorfinanzierung entfällt. Nach Einschätzung des ALD stellt die 
bisherige Praxis, die von den Anspruchsberechtigen die Vorfinanzierung verlangt, eine erhebliche 
finanzielle Hürde dar, durch passiven Schallschutz wenigstens innerhalb des Gebäudes einen 
minimalen Schutz gegen Fluglärm zu sichern. Es ist gut, wenn diese Hürde fällt.“ (siehe 
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-
Stellungnahmen/2026/Stellungnahme_Umweltschutz-Modernisierungsgesetz.pdf)  

Die auf dieses Gesetz gestützte UMoV enthält nach erster Prüfung keine Konkretisierungen, die den 
Schutz vor Lärm unmittelbar tangieren. 

 

1.7. Siebzehntes Gesetz zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

Mit Schreiben vom 5. Mai 2026, einem Freitag, leitete das Bundesverkehrsministerium die 
Verbändebeteiligung zum Referentenentwurf des Siebzehnten Gesetzes zur Änderung des 
Luftverkehrsgesetzes(LuftVG) mit der Festlegung einer Frist von drei Tagen für die Abgabe einer 
Stellungnahme ein. Die ALD-Leitung sah sich nicht in der Lage, so kurzfristig eine Stellungnahme 
abzugeben. Eine summarische Prüfung ergab, dass der Gesetzentwurf kleine Verbesserungen für 
den Vollzug bezüglich des Schutzes vor Fluglärm erwarten lässt.  
Das betrifft insbesondere: 

• die Verpflichtung in § 19b Abs. 1 LuftVG, dass die Entgelte für die Nutzung der 
Einrichtungen und Dienstleistungen eines Verkehrsflughafens oder -landeplatzes 
insbesondere Anreize für die Nutzung lärmärmerer Flugzeugmuster setzen und 

• die Einführung eines Abs. 1a in den § 32b LuftVG. 

Dieser neue Absatz, der die Position der Fluglärmkommission bei der Festlegung von Flugverfahren 
stärken soll, lautet: „Für die Beratung von Flugverfahren sollen der Kommission insbesondere 
Unterlagen zu den in Betracht gezogenen Flugverfahren, zu deren voraussichtlichen Auswirkungen 
auf die Fluglärmsituation und zu den wesentlichen Gründen für die Auswahl des bevorzugten 

https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2026/Stellungnahme_Umweltschutz-Modernisierungsgesetz.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/ALD-Stellungnahmen/2026/Stellungnahme_Umweltschutz-Modernisierungsgesetz.pdf
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Flugverfahrens übermittelt werden. Die Kommission soll diese Unterlagen und ihre Empfehlungen 
veröffentlichen.“ 

Zudem wurden durch die Neufassung von § 58 Abs. 1 Nummer 8a in Verbindung mit § 25 Abs. 1 
Nummer 3 LuftVG geregelt, dass diese Bußgeldnorm nicht mehr nur gegen die verantwortlich das 
Luftfahrzeug führende Person des jeweiligen Fluges sondern auch gegen das Luftfahrtunternehmen 
gerichtet ist. Zudem wurde das Bußgeld auf 50T € angehoben. Damit wird der Tatsache Rechnung 
getragen, dass Fluggesellschaften maßgeblichen Einflusses auf die Einhaltung der 
Nachtflugbeschränkungen haben. Ein Umgehen der Nachtflugverbote kann nun direkt bei den 
Airlines sanktioniert werden. 

Bedauerlich ist, dass die Regelungen zum sogenannten "segmented approach" keinen Eingang in 
das Änderungsgesetz gefunden haben. Dabei geht es um Anflugverfahren, die durch die Umgehung 
dichtbesiedelter Gebiete besonders auf den Schutz der Bevölkerung vor unzumutbarem Fluglärm 
hinwirken. Ob der nun gewählte Regelungsort in einer Verwaltungsvereinbarung von 
Bundesverkehrs- und Bundesumweltministerium zur Stärkung des Fluglärmschutzes durch die 
Flugverfahrensplanung die gewünschte Wirksamkeit entfaltet, muss sich in der Praxis zeigen. 
Näheres zur Verwaltungsvereinbarung ist zu finden unter: 
www.bundesumweltministerium.de/download/verwaltungsvereinbarung-zur-staerkung-des-
fluglaermschutzes-durch-die-flugverfahrensplanung.  

Nicht nur mit Blick auf die wachstumsorientierte Luftverkehrsstrategie sind im Luftverkehrsrecht 
ambitionierte Änderungen zum Schutz vor Fluglärm nötig. Die Chance dazu wurde mit dem 
siebzehnten Änderungsgesetz nicht genutzt. 

 

1.8. Verbändegespräch der Umweltministerkonferenz 

Erstmalig wurde der ALD zu dem jährlich stattfindenden  Gespräch der Umweltministerkonferenz 
mit den kommunalen Spitzenverbänden und Umweltverbänden eingeladen. Die Veranstaltung fand 
am 26. Juni 2026 in der Vertretung des Landes Hessen beim Bund in Berlin statt und wurde vom 
Vorsitzenden der Umweltministerkonferenz Herrn Staatsminister von Breitenbuch (Freistaat 
Sachsen) geleitet. Fast alle Länder wurden durch die Hausleitungen der Umweltressorts vertreten. 
Für den Bund nahmen  Staatssekretär Flasbarth, Herr Conz (Abteilungsleiter Naturschutz) und Frau 
Geist (Leitungsstab) teil.  

Das breit gefächerte Spektrum der Themen umfasste 

• den Natur-, Arten- und Populationsschutz, 

• die Umsetzung der Wiederherstellungsverordnung, 

• Finanzierungsfragen für den Naturschutz, die Gemeinschaftsaufgabe Naturschutz und 
Klimaanpassung sowie für den Vollzug des Bundes-Klimaanpassungsgesetzes durch die 
Länder, 

• die Wasserrahmenrichtlinie, Gewässerthermie, den Meeresschutz in Nord- und Ostsee, 

• das Düngerecht  (insbesondere die Phosphatbelastung), 

• die föderale Modernisierungsagenda, 

• Konsequenzen der Energiepolitik für den Klimaschutz, 

• die Novellierung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und schließlich 

• die Luftqualitätsrichtlinie und den Schutz vor Lärm. 

Die Themen waren zu insgesamt fünf Blöcken zusammengefasst, wobei nach jedem Block knappe 
oder auch ausführliche Erwiderungen aus den Umweltressorts der Länder, ergänzt durch 
Ausführungen von Staatssekretär Flasbarth, gegeben wurden. Hinsichtlich der Aushebelung der 
Anforderungen der TA Lärm durch die Regelungen im Gesetz zur Modernisierung des Städtebau- 
und Raumordnungsrechts (Neufassung des § 9 Abs. 1 Nr. 23 Buchst. a) BauGB) vertrat 
Staatssekretär Flasbarth die Auffassung, dass dennoch der Schutz gegen Lärm gewahrt sein werde, 
weil festgeschrieben sei, dass nachts nicht mehr als 30 dB(A) am Ohr des Schläfers ankommen 
dürfe. Leider bestand keine Möglichkeit zur Nachfrage, an welcher Stelle des Gesetzes eine 

http://www.bundesumweltministerium.de/download/verwaltungsvereinbarung-zur-staerkung-des-fluglaermschutzes-durch-die-flugverfahrensplanung
http://www.bundesumweltministerium.de/download/verwaltungsvereinbarung-zur-staerkung-des-fluglaermschutzes-durch-die-flugverfahrensplanung
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derartige Festschreibung verankert wäre. Die ALD-Leitung geht davon aus, zukünftig an dem 
Verbändegespräch teilnehmen zu dürfen, da nur der ALD als Umweltverband den Schutz vor 
Umgebungslärm in seiner ganzen Breite vertritt.  

Die von der ALD-Leitung ausgearbeiteten Thesen werden in diesem Newsletter vollständig 
wiedergegeben.   

 

1.9. Bild des Monats 

Auf der Website des ALD werden in den kommenden Monaten Fundstücke effektvoller Aussagen, 
Aufforderungen, Hinweise und Wünsche zum Thema Lärm im alltäglichen Leben veröffentlicht. Im-
mer zu Beginn des Monats wird ein neues „Bild des Monats“ präsentiert. Das aktuelle Bild des Mo-
nats August 2026 finden Sie unter https://www.ald-laerm.de/ald/projekte-des-ald/2026/bild-des-mo-
nats.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.ald-laerm.de/ald/projekte-des-ald/2026/bild-des-monats
https://www.ald-laerm.de/ald/projekte-des-ald/2026/bild-des-monats
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2.  THEMEN 

2.1. Thematisierung des Schutzes vor Lärm auf der Umweltministerkonferenz im 
Mai 2026 

Die 106. Umweltministerkonferenz fand am 08. Mai 2026 in Leipzig statt. Bisher ist dazu das Proto-
koll der Sitzung publiziert worden: 
https://www.umweltministerkonferenz.de/documents/umk-protokoll.pdf 

Probleme des Lärms spielten nur im Zusammenhang mit anderen Umweltthemen eine Rolle. 

So gab es zum TOP 39 „Klimawende in allen Sektoren realisieren: Maßnahmen zur Anpassung des 
Bundes-Klimaschutzprogramms 2026“ eine Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, 
Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-An-
halt, Schleswig-Holstein: 
„In Übereinstimmung mit dem Beschluss zu TOP 4 der 98. Umweltministerkonferenz bekräftigen die 
Umweltministerinnen, -minister und -senatorinnen der oben genannten Länder das Erfordernis ei-
nes allgemeinen Tempolimits als einer kostengünstigen, schnell umsetzbaren und unmittelbar 
wirksamen Maßnahme, die tatsächliche Energieeinsparungen ermöglicht, die Treibhausgas-, Luft-
schadstoff- sowie Lärmemissionen reduziert und die Verkehrssicherheit erhöht“ [Hervorhebungen 
durch die Redaktion] 

Zum TOP 42 „Koordinierter Umgang mit Walstrandungen an den Küsten von Nord- und Ostsee“ gab 
es aus gegebenem Anlass (Strandung des Buckelwals am Timmendorfer Strand)  ebenfalls eine 
noch breitere Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sach-
sen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen, Bund: 
„Die oben genannten Länder und der Bund stellen fest, dass mehr und wirksamere Ruhe- und 
Rückzugsräume in Nord- und Ostsee eingerichtet werden müssen, in denen sich Arten und Le-
bensräume ohne direkte Beeinträchtigungen durch menschliche Nutzung erholen können und nicht 
Gefahr laufen, durch Stellnetze, Speedboote oder Lärm gestört oder gar verletzt oder getötet zu 
werden.“ [Hervorhebungen durch die Redaktion] 
 

2.2. Wärmepumpen und Lärmschutz – Rechtliche Grundlagen und praktische Lö-
sungswege in der Schweiz 

Zu diesem Thema führte die Lärmliga Schweiz am 02.06.2026 ein kostenloses Webinar durch. Über 
110 Personen haben an der einstündigen Veranstaltung teilgenommen. 

Das Webinar umfasste die Präsentation von zwei Schweizer Experten zum Thema: 

• Martin Stocker, Abteilungsleiter Luft/Lärm im, Amt für Umwelt des Kantons Solothurn referierte 
über die „Lärmrechtliche Beurteilung von Luft / Wasser-Wärmepumpen“.  
Er stellte die rechtlichen Grundlagen in der Schweiz zum Immissionsschutz bei Wärmepumpen 
und die Praxis des Vollzugs vor, die in der Schweiz die Aufgabe der Kantone, mitunter aber auch 
von Gemeinden ist. Zur Vereinheitlichung des Vollzugs hat der Cercle Bruit, die Vereinigung 
kantonaler Lärmschutzfachleute, eine Vollzugshilfe publiziert, die online unter 
https://www.cerclebruit.ch/enforcement/6/CB_Vollzugshilfe_621_Waermepumpen_DE.pdf ver-
fügbar ist: Cercle Bruit „Vollzugshilfe 6.21: Lärmrechtliche Beurteilung von Luft / Wasser-Wär-
mepumpen“ vom  1. November 2024.  Außerdem stellte Herr Stocker den Schallrechner des 
Fachverbands Wärmepumpen Schweiz (FWS) vor und berichtete über die Vollzugspraxis im 
Kanton Solothurn. 
 

Maßgeblich für die Beurteilung der Schallimmissionen einer neuen Luft / Wasser-Wärmepumpe 
(als ortsfeste Anlage)  ist die Schweizer Lärmschutz-Verordnung (LSV) vom 15. Dezember 1986 
(Stand am 1. April 2026). Danach gilt (Art. 7): „Die Lärmemissionen einer neuen ortsfesten An-
lage müssen nach den Anordnungen der Vollzugsbehörde so weit begrenzt werden: 

https://www.umweltministerkonferenz.de/documents/umk-protokoll.pdf
https://www.cerclebruit.ch/enforcement/6/CB_Vollzugshilfe_621_Waermepumpen_DE.pdf
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a. als dies technisch und betrieblich möglich sowie wirtschaftlich tragbar ist [Vorsorge] und 
b. dass die von der Anlage allein erzeugten Lärmimmissionen die Planungswerte [siehe unten] 
nicht überschreiten.“ Allerdings gilt seit 2023 einschränkend: 
„Bei neuen Luft/Wasser-Wärmepumpen, die überwiegend der Raumheizung oder der Erwär-
mung von Trinkwasser dienen und deren Lärmimmissionen die Planungswerte nicht über-
schreiten, sind weitergehende Emissionsbegrenzungen nach … Buchstabe a. nur zu treffen, 
wenn mit höchstens einem Prozent der Investitionskosten der Anlage eine Begrenzung der 
Emissionen von mindestens 3 dB erzielt werden kann.“ Das ist in der Regel nicht möglich, wo-
mit meistens die Einhaltung des Planungswertes maßgeblich ist. 

Der Planungswert wird im Anhang 7 der Verordnung festgelegt. Er beträgt für Wohngebiete 55/45 
dB(A) tags/nachts (Beurteilungspegel). Heizungsanlagen haben wegen ihrer besonderen Lästig-
keit einen Malus von 5/10 dB(A) tags/nachts, sodass die Planungswerte mit dem Malus 50/35 
dB(A) betragen (vgl. die entsprechenden TA-Lärm-Werte von 55/40 dB(A) tags/nachts1). 
 

Beachtenswert waren die Ausführungen zum Vollzug der Verordnung im Kanton Solothurn. 
Das Amt für Umwelt des Kantons Solothurn (AfU SO) prüft, ob in den „Baugesuchen“ für  Luft / 
Wasser-Wärmepumpen die Planungswerte eingehalten werden. Bei über 400 der seit 2013 ge-
prüften 5.200 Anlagen war dies nicht der Fall. 
Das AfU SO misst zudem jährlich etwa 10-12  Luft / Wasser-Wärmepumpen wegen Beschwer-
den aus der Nachbarschaft, in 90 % der Fälle sind die Beschwerden gerechtfertigt und die Pla-
nungswerte bis zu 20 dB(A) überschritten. Gründe dafür sind fehlende Baugesuche und von der 
Planung abweichende Wärmepumpen-Typen oder Standorte usw. 

• Stephan Peterhans, Leiter der Fachvereinigung Wärmepumpen Schweiz (FWS)  beschrieb  die 
„Lösungswege für lautlose Wärmepumpen-Heizungen“. 
Er zeigte anhand von Beispielen aus der Praxis auf, „welche Lösungswege für lautlose Wärme-
pumpen-Heizungen bestehen und worauf bei Planung, Standortwahl und Umsetzung besonders 
zu achten ist.“ 
Seine zentrale Botschaft für die Nutzung von Wärmepumpen lautet: „Wählen Sie Fachleute!“ für 
die Beratung. 

Die Präsentationen und der Mitschnitt der Veranstaltung sind bei Interesse bei der Lärmliga erhältlich 
(info@laermliga.ch). 

Zum Vergleich mit der Situation in Deutschland bezüglich der Wärmepumpen sei beispielhaft auf die 
auf die folgenden Publikationen verwiesen:  

ENERGIEWENDE UND LÄRMSCHUTZ, ALD-Schriftenreihe Band 2 (2. Auflage 2023), siehe 
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/Druckschriften/ALD-
Broschuere_Energiewende-Laermschutz_2023.pdf  

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI): 
 „LAI-Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm beim Betrieb von stationären Gerä-
ten in Gebieten, die dem Wohnen dienen – Dritte Aktualisierung – LANGFASSUNG“,  Stand 
28.08.2023, siehe https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/leitfaden-laerm-bei-statio-
naeren-geraeten-langfassung_1698052163.pdf. 

Es wäre sicher reizvoll, die Vollzugspraxis in der Schweiz und in Deutschland zu vergleichen, vor 
allem in Bezug auf die vorsorgende Prüfung der Bauunterlagen. Dem ALD liegen allerdings Erfah-
rungsberichte zur Vollzugspraxis und zur Beschwerdesituation in Deutschland nicht vor. 

             

 

                                       

 
1  Allerdings wird für die Einzelanlage ein um 6 dB(A) gesenkter Immissionsrichtwert angesetzt, um weitere Wärmepumpen in der wei-

teren Nachbarschaft zu ermöglich (siehe ENERGIEWENDE UND LÄRMSCHUTZ, ALD-Schriftenreihe Band 2 (2. Auflage 2023), 
S. 71. Energiewende und Lärmschutz - ALD-Schriftenreihe Band 2 (2. Auflage 2023) 

mailto:info@laermliga.ch
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/Druckschriften/ALD-Broschuere_Energiewende-Laermschutz_2023.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/Druckschriften/ALD-Broschuere_Energiewende-Laermschutz_2023.pdf
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/leitfaden-laerm-bei-stationaeren-geraeten-langfassung_1698052163.pdf
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/leitfaden-laerm-bei-stationaeren-geraeten-langfassung_1698052163.pdf
https://www.ald-laerm.de/fileadmin/ald-laerm.de/Publikationen/Druckschriften/ALD-Broschuere_Energiewende-Laermschutz_2023.pdf


 

 

 12 

2.3. Gesundheitsfolgen des Verkehrslärms – Podiumsdiskussion in Zeuthen, Bran-
denburg 

Mehrere Bürgerinitiativen in Zeuthen – F. e. l. Z. Für ein le-
benswertes Zeuthen, Bürgerverein Leben in Zeuthen und 
Zeuthen gegen Fluglärm – veranstalteten am 08.05.2026 
eine Podiumsdiskussion zum Thema „Gesundheitsfolgen 
des Verkehrslärms“.  

Zeuthen ist vom Straßenverkehrs-, Bahn- und Fluglärm (es 
liegt nahe dem Flughafen BER) betroffen, das Thema der 
Gesamtlärmwirkung spielt deshalb eine wichtige Rolle. Der 
ALD unterstützt die Initiative F.e.l.Z .schon seit längerem, 
weil er die Initiativen in kleineren Orten für besonders un-
terstützenswert findet. 

Einzelheiten zur Situation in Zeuthen lassen sich dem aktu-
ellen Lärmaktionsplan der Gemeinde entnehmen. 

Das Programm der Veranstaltung umfasste die folgenden 
Beiträge.  

• Dr. Susanne Bartels informierte über den aktuellen 
Stand der Lärmwirkungsforschung, 

• U. Tegeler vom F.e.i.Z stellte die aktuellen und die 
zukünftig zu erwartenden Geräuschbelastungen 
in Zeuthen durch die Verkehrslärmquellen dar, 

• M. Jäcker-Cüppers vom ALD referierte zum 
Thema Gesamtlärmbelastung. 

Die Diskussion der Bürgerinnen und Bürger kreiste um die bekannten Themen, wie Relevanz des 
Mittelungspegels, die Bedeutung der Aufwachreaktionen infolge von Einzelereignispegeln, die lärm-
bezogene Optimierung der Flugrouten am BER und die mitunter nicht wahrgenommenen Minde-
rungserfolge beim Schienenverkehrslärm durch das faktische Betriebsverbot für laute Güterwagen.  

 

2.4. SRU-Sondergutachten zum Umweltrecht 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) stellte am 18. Juni 2026 sein Sondergutachten 
„Umweltrecht zwischen Anspruch und Realität: Implementation als Kernaufgabe von Umweltpolitik“ 
in einer Präsenzveranstaltung vor. Verfügbar sind die Kurz- und Langfassung, die Pressemitteilung  
sowie die Beiträge zur Veranstaltung unter https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Down-
loads/DE/02_Sondergutachten/2024_2028/2026_06_SG_Implementation.html.  

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass Umweltrecht in vielen Bereichen selektiv, verzögert, 
sachlich unangemessen oder regional unterschiedlich implementiert wird. Dabei wird der Begriff der 
Implementation weit gefasst. Er umfasst sowohl die Rechtsetzung, einschließlich der Umsetzung 
europäischen Rechts in nationale Vorschriften, als auch den Vollzug. Die Implementation steht unter 
dem Druck der Forderung einer Entbürokratisierung. In dem Gutachten wird in neun Praxisbeispie-
len der Frage nachgegangen, welche Ursachen Implementationsdefizite haben, wie Implementation 
verbessert werden kann und wo Spannungsverhältnisse und Synergien für zügige und einfache Ver-
waltungsverfahren liegen. 

Von den neun Beispielen wurden für die Vorstellung des Sondergutachtens ausgewählt: 
• Naturschutz- und baurechtliche Eingriffsregelung, 
• Chemikaliensicherheit und 
• Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen. 

Abbildung 2.1: Plakat zur Veranstaltung in Zeuthen  

 

https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/02_Sondergutachten/2024_2028/2026_06_SG_Implementation.html
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/02_Sondergutachten/2024_2028/2026_06_SG_Implementation.html
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Bei keinem der Beispiele wurden Implementationsdefizite im Immissionsschutzrecht erwähnt, was 
für das erste und zweite Beispiel auf der Hand liegt. Im dritten Beispiel fokussierte die Analyse aus-
schließlich auf naturschutzrechtliche Aspekte, nämlich die Bewertung des Vogelschlags (das tödli-
che Kollisionsrisikos für bestimmte Vogel- und Fledermausarten) im Naturschutzrecht und im Ge-
nehmigungsverfahren. Regelungen zum Schutz gegen Lärm wurden nicht berührt. 

Das Sondergutachten ist mit seiner Ausrichtung auf Politikformulierung, Implementation und Evalu-
ation und der oftmals fehlenden Interaktion zwischen den drei Bereichen klar an die Legislative und 
Exekutive gerichtet. Das kommt im Abschnitt „Lösungsansätze für Implementationsdefizite“ der 
Langfassung bzw. „Lösungsansätze“ der Kurzfassung des Sondergutachten deutlich zum Ausdruck.  

Beachtenswert ist vor allem angesichts der aktuellen Flut von Entbürokratisierungsvorschlägen die 
Position des SRU zur Deregulierung: 

„Eine zu weitgehende Deregulierung prozeduraler und materieller Umweltschutzbestimmungen lässt 
befürchten, dass sich Implementationsdefizite eher noch vergrößern. Genehmigungsverfahren sind 
sehr wichtig, um sicherzustellen, dass umweltrelevante Vorhaben geltendes Recht beachten. Sie 
sollten daher nicht durch andere Formen der Präventivkontrolle, wie insbesondere Anzeigepflichten, 
ersetzt werden. Wenn materielle Standards abgebaut werden, wird dies aller Voraussicht nach zu 
einer schlechteren Umweltqualität führen. In Anbetracht der weiterhin unbewältigten ökologischen 
Krisen, insbesondere des Klimawandels und des Verlusts der ökologischen Vielfalt, ist eine derartige 
Deregulierung aus Sicht des SRU hochproblematisch.“ (Kurzfassung S. 9) 

Zur Verbesserung der Implementierungschancen ist der eigentliche Gesetzgebungsprozess zu ver-
bessern. Dazu sollten u.a.  

„– insbesondere bei der Anhörung von Verbänden und Ländern – durchgängig angemessene Fristen 
für Bearbeitung und Konsultation vorgesehen und eingehalten werden. Zudem muss der politische 
Wille bestehen, die in solchen Verfahren gewonnenen Erkenntnisse auch umzusetzen.“ (Kurzfas-
sung S. 6) 

Aktuell geschieht oft genau das Gegenteil, wie auch der ALD leidvoll erfahren muss (Fristen von 
lediglich 2 Werktagen bei Stellungsnahmen). 

Insofern bleibt zu hoffen, dass die in Legislative und Exekutive Tätigen das Gutachten nicht nur 
lesen, sondern dessen Empfehlungen auch umsetzen. 

 

2.5. Lärmwirkungen von modernen Überschallflugzeugen 

Am 24. Juni 2003 flog zum letzten Mal ein Überschallflugzeug, die Air France Concorde F-BVFB , 
auf ihrem Weg ins Auto & Technik-Museum in Sinsheim über deutschen Boden. Den Niedergang 
der Concorde wurde durch den schweren Unfall mit 133 Toten am 25. Juli 2000 unmittelbar nach 
dem Start in Paris eingeleitet. Ihr Überschallknall erforderte zeitliche und räumliche Betriebsein-
schränkungen. Ökonomisch war sie ein Fiasko2.  

Seit einigen Jahren und nach Lockerungen von Luftverkehrsregelungen erlebt der Überschallflieger 
eine Renaissance (siehe https://aviation.direct/renaissance-des-ueberschallfluges-united-airlines-
setzt-auf-boom-overture-inmitten-regulatorischer-erleichterungen vom 13.06.2025): „Im Zentrum 
dieser Entwicklung steht die Firma Boom Supersonic, ein Luft- und Raumfahrttechnologie-Start-up 
aus Denver, welches das Überschallflugzeug „Overture“ entwickelt.“ Overture wurde inzwischen von 
der US-amerikanischen Fluglinie United Airlines fest bestellt. „Die Entwicklung der „Overture“ zielt 
darauf ab, strenge internationale Lärmschutzstandards, insbesondere die ICAO Chapter 14-Lärm-
standards, zu erfüllen.“ Die NASA hat die Lockheed Martin X-59 QueSST (= Quiet Supersonic 
Transport = leiser, überschallschneller Transport) entwickeln lassen, deren Erstflug Ende Oktober 
2025 erfolgte3. Der zivile Idealkunde dieser Flugzeugtechnik ist der Geschäfts“mann“, der z.B. von 
den USA aus eine Besprechung in Japan mit Hin- und Rückreise an einem Tag abwickeln will.  

 
2 Alpha1 „Überschallflugzeug ConcordeAbsturz – Das Ende des Überschallfliegers“ vom 23.07.2024. https://www.ardalpha.de/wis-

sen/geschichte/kulturgeschichte/concorde-ueberschall-flugzeug-paris-fliegen-100.html  
3 https://de.wikipedia.org/wiki/Lockheed_Martin_X-59  

https://aviation.direct/renaissance-des-ueberschallfluges-united-airlines-setzt-auf-boom-overture-inmitten-regulatorischer-erleichterungen
https://aviation.direct/renaissance-des-ueberschallfluges-united-airlines-setzt-auf-boom-overture-inmitten-regulatorischer-erleichterungen
https://www.ardalpha.de/wissen/geschichte/kulturgeschichte/concorde-ueberschall-flugzeug-paris-fliegen-100.html
https://www.ardalpha.de/wissen/geschichte/kulturgeschichte/concorde-ueberschall-flugzeug-paris-fliegen-100.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Lockheed_Martin_X-59
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Zur Vermeidung des Überschallknalls werden zwei wesentliche Techniken bzw. Betriebsweisen ein-
gesetzt4 

• „Low Boom“ statt Überschallknall: 
Aerodynamische und akustische Optimierung des Flugzeugdesigns (z.B. lange spitze 
Nase) 

• Knallloser Flug durch „Mach Cut Off“  
Hier „sorgt die Schichtung der Luft dafür, dass der Schallkegel des Flugzeugs durch Tem-
peraturgrenzen innerhalb der Atmosphäre reflektiert und nach oben abgelenkt wird. Der 
Überschallknall erreicht dadurch nicht die Erdoberfläche. Voraussetzung für einen solchen 
„knallfreien Flug“ ist allerdings, dass die Geschwindigkeit des Flugzeugs nur knapp über 
der Schallgrenze liegt und dass die atmosphärischen Bedingungen stimmen.“ 

Die Perspektiven für das leise Überschallflugzeug scheinen inzwischen so real zu sein, dass sich 
Umweltministerium bzw. Umweltbundesamt veranlasst sahen, in einem Forschungsprojekt untersu-
chen zu  lassen, wie die Lärmwirkungen eines solchen „leisen“ Überschallfliegers sind. Der For-
schungsbericht ist jetzt in Deutsch und Englisch erschienen: 

Umweltbundesamt (Hrsg.): „Beurteilung der Zumutbarkeit von Überschallknallen geplanter Über-
schall-Verkehrsflugzeuge bzw. Geschäftsreiseflugzeuge“  
TEXTE 82/2026,  
Dessau-Roßlau,  
Mai 2026. 
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/2026-
05/82_2026_TEXTE.pdf  

Das Vorhaben konzentriert sich auf die Auswirkungen der Minderungskonzepte „Mach Cut Off“  und 
„Low Boom“ auf den Schlaf. Methodisch umfasst das Forschungsprojekt zum einen Schlaflaborun-
tersuchungen mit 37 gesunden Menschen, in denen Nächte ohne Geräuschbelastung mit solchen 
verglichen werden, in denen simulierte5 „Mach Cut Off“- oder „Low Boom“-Signale eingespielt wur-
den. Untersucht wurde mit den klassischen Instrumentarien zur Bestimmung objektiver physiologi-
scher Veränderungen (Polysomnographie etc.) und mit der Erfassung subjektiver Bewertung der 
Schlafqualität. Zum anderen wurde die relevante Literatur untersucht. Zentrales Ergebnis der Studie 
ist: 

„Das Projekt liefert wichtige Erkenntnisse zur Prognose der Lärmwirkung von zukünftigen Über-
schallknallen und ermöglicht deren Einordnung im Vergleich zu konventionellem Verkehrslärm. Ob-
wohl die resultierenden Lärmimmissionen im Vergleich zu denen von konventionellen Überschall-
flugzeugen niedriger ausfallen, können sie den Schlaf beeinträchtigen und Belästigungsreaktionen 
hervorrufen. Die Anwendung des lärmmindernden Mach-Cut-off-Flugverfahrens kann dazu führen, 
dass die Beeinträchtigungsreaktionen geringer ausfallen.“ (S. 5) 

Es stellt sich jenseits der Beeinträchtigungen durch Lärm die Frage, ob derartige Mobilitätsmodelle 
geringer Nachhaltigkeit und hoher ökonomischen Kosten in einer Zeit von fortentwickelten modernen 
Kommunikationsformen wie Videokonferenzen noch ihren Platz haben. 

 

2.6. Evaluierung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (FluLärmG) 

Die Bundesregierung hat bis zum Jahr 2027 die 2. Evaluierung des FluLärmG durchzuführen, diese 
umfasst neben dem eigentlichen Fluglärmgesetz von 2007 auch die Rechtsverordnungen, die zum  
FluLärmG erlassen worden sind: 

• Erste Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (Verord-
nung über die Datenerfassung und das Berechnungsverfahren für die Festsetzung von 
Lärmschutzbereichen – 1. FlugLSV) von 2008 

 
4  Wissensmagazin Scinexx.de „„Low Boom“ statt Überschallknall – Strategien gegen den Lärm“, 7. Mai 2021. https://www.sci-

nexx.de/dossierartikel/low-boom-statt-ueberschallknall/  
5  Reale Signale lagen nicht vor  

https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/2026-05/82_2026_TEXTE.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/2026-05/82_2026_TEXTE.pdf
https://www.scinexx.de/dossierartikel/low-boom-statt-ueberschallknall/
https://www.scinexx.de/dossierartikel/low-boom-statt-ueberschallknall/
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• Zweite Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (Flugplatz-
Schallschutzmaßnahmenverordnung [für den baulichen oder passiven Schallschutz] – 
2. FlugLSV) 
„§ 1 Anwendungsbereich“ 
Diese Verordnung mit Schallschutzanforderungen zum Schutz gegen Fluglärm gilt für die Er-
richtung von schutzbedürftigen Einrichtungen und Wohnungen nach § 5 Absatz 1 und 3 des 
Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm in dem Lärmschutzbereich eines Flugplatzes sowie 
für die Errichtung von Wohnungen in der Tag Schutzzone 2 eines Flugplatzes. Diese Verord-
nung gilt auch für die Erstattung von Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen 
an schutzbedürftigen Einrichtungen und Wohnungen, die bei der Festsetzung des Lärm-
schutzbereichs errichtet sind oder deren Errichtung nach § 5 Absatz 4 des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm zulässig ist. 

• Dritte Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (Fluglärm-
Außenwohnbereichsentschädigungs-Verordnung – 3. FlugLSV) von 2013 

Die Evaluierung ist nach § 2 (3) FluLärmG gesetzlich vorgeschrieben:  

„Die Bundesregierung erstattet spätestens im Jahre 2017 und spätestens nach Ablauf von jeweils 
weiteren zehn Jahren dem Deutschen Bundestag Bericht über die Überprüfung der in Absatz 2 
genannten Werte unter Berücksichtigung des Standes der Lärmwirkungsforschung und der Luft-
fahrttechnik.“ 

Die Bundesregierung hatte im Januar 2019 den Bericht zur 1. Evaluierung des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm vorgelegt: 

(Erster Bericht der Bundesregierung zur Evaluierung des Gesetzes zum Schutz gegen Flug-
lärm (Fluglärmgesetz) 
Fluglärmschutz verbessern 
Januar 2019 
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Da-
ten_BMU/Download_PDF/Laermschutz/bericht_evaluierung_fluglaermgesetz_bf.pdf  

Trotz der erkennbaren Mängel hat die 1. Evaluierung nicht zu einer Novellierung des FluLärmG ge-
führt. Der Koalitionsvertrag der aktuell regierenden Bundestagsparteien CDU/CSU/SPD erwähnt 
die 2. Evaluierung und in der Konsequenz erforderlichen Novellierungen nicht. 

2. Stufe der Evaluierung  

Zur Evaluierung des FluLärmG  im Jahr 2027 hat das UBA im Juni 2026 ein Rechtsgutachten zur 
2. Fluglärmschutzverordnung veröffentlicht:  

Umweltbundesamt (2026):  
Rechtsgutachten 2. Fluglärmschutzverordnung – Zeitgemäßer baulicher Schallschutz 
TEXTE 99/2026, Dessau-Roßlau, Juni 2026 
vom Forschungskonsortium  
Rechtsanwältin Dr. Franziska Heß (Fachanwältin für Verwaltungsrecht) Baumann Rechtsanwälte 
Partnerschaftsgesellschaft mbB (Leipzig/Würzburg)  
Dr. Dirk Schreckenberg ZEUS GmbH (Hagen)  
Dipl.-Ing. Manfred Liepert Möhler & Partner Ingenieure (Augsburg/München) 
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/2026-
06/99_2026_TEXTE.pdf  

Die 2. Evaluierung des eigentlichen Fluglärmgesetzes wird in Kürze starten6.  

Man könnte geneigt sein, die Ausgestaltung des baulichen Schallschutzes vor allem als technische 
Frage zu betrachten. Das Forschungskonsortium geht aber weit darüber hinaus, in dem es neben 

 
6  siehe die „Ressortforschung des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit Forschungsrah-

men 2026“, UBA-Forschungsprojekt „Überprüfung und Erarbeitung von Handlungsempfehlungen zur Evaluierung Fluglärmschutz-
gesetz“. https://www.bundesumweltministerium.de/ministerium/forschung  
Zur Bewertung der 3. VO zum FluLärmG liegt bereits ein aktueller Bericht des UBA vor: UBA-TEXTE 153/2025 „Bewertung und Un-
terbreitung von Vorschlägen zur Weiterentwicklung der „Dritten Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Flug-
lärm (Fluglärm Außenwohnbereichsentschädigungs-Verordnung – 3. FlugLSV)““, Dessau-Roßlau, Dezember 2025. https://www.um-
weltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/153_2025_texte.pdf  

https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Laermschutz/bericht_evaluierung_fluglaermgesetz_bf.pdf
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Laermschutz/bericht_evaluierung_fluglaermgesetz_bf.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/2026-06/99_2026_TEXTE.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/2026-06/99_2026_TEXTE.pdf
https://www.bundesumweltministerium.de/ministerium/forschung
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/153_2025_texte.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/153_2025_texte.pdf
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dem Bericht über den aktuellen Stand der Lärmwirkungsforschung und konkreten Vorschlägen für 
die Novellierung der Verordnung eine grundsätzliche Entwicklung und Bewertung des Schutz-
konzeptes gegen Geräuschbelastungen auf der Basis der Lärmwirkungsforschung (über de-
ren aktuellen Stand berichtet wird) vornimmt. Die Empfehlungen des Rechtsgutachtens können da-
mit neben dem konkreten baulichen Schallschutz in den Lärmschutzbereichen nach dem FluLärmG 
auch für die Schutzkonzepte bei anderen Lärmquellen herangezogen werden.  

Das Rechtsgutachten enthält auf seinen mehr als 300 Seiten eine Fülle von Erkenntnissen und 
Empfehlungen, die hier zu würdigen nicht ausreichend Platz ist. Die folgende Zusammenfassung 
konzentriert sich deshalb auf die wesentlich Aussagen des Gutachtens. 

Ableitung von Schutzkonzepten gegen Lärm7  

„Das Gutachten arbeitet zunächst die verfassungsrechtlichen Grundlagen heraus: Art. 2 Abs. 2 
S. 1 GG schützt die körperliche Unversehrtheit bereits im Risikobereich und verpflichtet den Staat 
zum Schutz auch vulnerabler Gruppen wie Kinder, älterer Menschen und chronisch Kranker. Ein 
zentrales Anliegen ist die Klärung begrifflicher Divergenzen zwischen Rechtswissenschaft 
und Lärmwirkungsforschung, die zu erheblichen Missverständnissen führen.“ (S. 5) 

Traditioneller Geräuschimmissionsschutz beruht in seiner konkretesten Form in Festlegungen 
von schutzbezogenen Schwellenwerten (auf der Basis von Mittelungs- und Maximalpegeln in dB(A)) 
mit einem unterschiedlichen Grad an Verbindlichkeit bzw. Abwägbarkeit (Grenz-, Richt-, Orientie-
rungs- und Zielwerte für die Immissionen). Die Ziele beziehen sich auf unterschiedliche Schutzgüter 
wie den Schutz der körperlichen Unversehrtheit („verfassungsrechtliche Zumutbarkeitsschwelle“ in 
Art. 2 (2) GG) oder den Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Gefahren8, erhebliche Nach-
teile und erhebliche Belästigungen (fachplanerische Zumutbarkeitsschwelle, siehe z.B. BImSchG 
und FluLärmG). Zusätzlich ist die Geringfügigkeits- oder „Abwägungserheblichkeitsschwelle“ zu be-
achten: Wird diese „überschritten, treffen die zuständige Behörde Abwägungs- und Berücksichti-
gungspflichten, etwa hinsichtlich der Entscheidung über die Anordnung von Maßnahmen des aktiven 
Lärmschutzes.“ (S. 40).  

Die fachplanerische Zumutbarkeitsschwelle liegt der Regel den Grenz- oder Richtwerten bei der 
Lärmvorsorge zu Grunde, während sich die Zielwerte der Lärmsanierung, z.B. bei der Lärmakti-
onsplanung zumindest kurzfristig an der verfassungsrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle orientieren.  

Im Rechtsgutachten wird dieses Schwellenkonzept kritisiert: 

„Die Lärmwirkungsforschung folgt der WHO-Gesundheitsdefinition und versteht Gesundheit als 
Zustand vollständigen physischen, geistigen und sozialen Wohlbefindens. Lärmbelästigung 
wird nicht als bloßes Ärgernis unterhalb der Gesundheitsschwelle verstanden, sondern als eigen-
ständiger, gesundheitsrelevanter Wirkungsbereich“. (S. 23) 

Epidemiologische Studien belegen, dass Belästigung als Mediator auf dem Wirkungspfad zu 
kardiovaskulären Erkrankungen, Depressionen und anderen Gesundheitsbeeinträchtigun-
gen fungiert:  

„Die begrifflichen Unterschiede haben weitreichende Konsequenzen. Die rechtliche Systematik 
postuliert eine scheinbar scharfe Trennlinie zwischen Gesundheitsgefahren und bloßen Be-
lästigungen, während die Lärmwirkungsforschung kontinuierliche Übergänge und Wechsel-
wirkungen zwischen psychischen und physischen Wirkungen nachweist. Das Gutachten iden-
tifiziert als zentrales Problem, dass die Rechtswissenschaft mit kategorialen Schwellenwerten ope-
riert, während die Wissenschaft kontinuierliche Expositions-Wirkungsbeziehungen beschreibt. Dies 
führt zu der paradoxen Situation, dass unterhalb rechtlich definierter Schwellen formal keine Schutz-
pflicht besteht, während nach wissenschaftlichen Erkenntnissen bereits erhebliche Gesundheitsrisi-
ken bestehen können.“ (S. 23) 

Kontinuierlichen Expositions-Wirkungsbeziehungen bedeuten zudem, dass ein Schwellenwert nur 
auf der Basis einer Risikobewertung festgelegt werden kann. Wird z.B. als Wirkung das Relative 

 
7  Zitate des Gutachtentextes: Ergänzungen in eckigen Klammern [], Hervorhebungen in fetter Schrift und geänderte Formatierungen, 

z.B. bei Aufzählungen, durch die Redaktion 
8  Wobei der Begriff der Gefahren, als Gefahren für die menschliche Gesundheit der verfassungsrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle 

entspricht. 
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Risiko einer Herzkreislauferkrankung durch Geräuschbelastungen ermittelt, muss für einen Schwel-
lenwert die noch zulässige Risikoerhöhung bestimmt werden. 

Nach Auffassung der Gutachter9 wäre dies eine gesellschaftliche Aufgabe und in der rechtlichen 
Fixierung die des Gesetzgebers, gemäß der vom Bundesverfassungsgericht für den Schutz der 
Grundrechte entwickelten „Wesentlichkeitstheorie10“:  

„Um der Wesentlichkeitstheorie gerecht zu werden, müsste der parlamentarische Gesetzge-
ber damit die zulässigen Innenpegel selbst im Gesetz festlegen. Dies könnte entweder direkt in 
§ 2 FluglärmG oder in einer eigenen Vorschrift geschehen. Der Gesetzgeber sollte dabei – ähnlich 
wie bei den Außenpegeln – differenzierte Werte für die verschiedenen Schutzzonen (Tag Schutz-
zone 1 und Nacht-Schutzzone) und für verschiedene Raumarten (Wohnräume, Schlafräume) fest-
legen. Die Delegation der Festlegung, wie diese Innenpegel zu erreichen sind (also durch welche 
konkreten Bauschalldämm-Maße), wäre demgegenüber unproblematisch. Es ist Aufgabe des Ver-
ordnungsgebers, die technischen Details der Umsetzung zu regeln. Der Gesetzgeber muss aber 
das Schutzziel – die zulässigen Innenpegel zusätzlich zu den schutzauslösenden Außenpegeln – 
selbst bestimmen.“ (S. 122).11 

Das Rechtsgutachten fasst seine Vorschläge für eine wirkungsgerechte Ableitung von Schutzkon-
zepten in acht Empfehlungen zusammen (S. 66-69, Hervorhebungen im zitierten Text in fett-kursiv 
wiedergegeben): 

• „Erstens sollte die rechtliche Fiktion einer scharfen Trennlinie zwischen Gesundheitsgefahren 
und erheblichen Belästigungen aufgegeben oder zumindest in ihrer Bedeutung relativiert wer-
den. Die Rechtswissenschaft sollte anerkennen, dass Belästigung und Schlafstörungen als 
Teile eines stressbezogenen Wirkungsprozesses zu verstehen sind, die bei langfristiger Expo-
sition zu manifesten Gesundheitsschäden führen können. Dies würde der wissenschaftlichen 
Evidenz über die Mediatorwirkung von Belästigung auf kardiovaskuläre Erkrankungen, Depres-
sion und andere Gesundheitsbeeinträchtigungen Rechnung tragen. Die Belästigung fügt sich 
damit, neben den Schlafstörungen, in den Prozess der untereinander interagierenden psychi-
schen und physischen Stressreaktionen auf Lärm ein, was eine strikte kategoriale Trennung 
obsolet macht. 

• Zweitens wäre die Einführung eines transparenteren Abwägungssystems auf der Ebene 
der Gesundheitsrisiken statt auf der Ebene von Dezibelwerten eine zentrale Verbesserung. 
Die Lärmwirkungsforschung hat sich zunutze gemacht, dass in den Gesundheitswissenschaf-
ten mit den Disability Weights12 ein differenziertes Instrumentarium entwickelt wurde, das es 
erlaubt, unterschiedlich schwere Beeinträchtigungen der Gesundheit bei Berücksichtigung des 
Schweregrads der einzelnen Lärmwirkungsbereiche auf eine einheitliche Grundlage zu bringen 
…..“ 

• „… Drittens sollte das Vorgehen sich an den Empfehlungen der WHO und der Schweizer Eid-
genössischen Kommission für Lärmbekämpfung orientieren: Zunächst sollten Grenzen akzep-
tabler Gesundheitsrisiken in der Bevölkerung in einem gesellschaftspolitischen Diskurs 
festgelegt werden, wobei diese Grenzen am jeweiligen Schweregrad der Beeinträchtigung ori-
entiert sein sollten. Bei höheren Disability Weights sollten geringere akzeptable Risiken festge-
legt werden, bei niedrigeren Disability Weights dagegen höhere Risiken. Auf Grundlage der 

 
9  Hier und im Folgenden steht Gutachter für Gutachterinnen und Gutachter. 
10  Auch Wesentlichkeitsprinzip, Wesentlichkeitsdoktrin, Wesentlichkeitslehre genannt. 

„Die Entscheidung wesentlicher Fragen ist […] dem parlamentarischen Gesetzgeber vorbehalten […] Damit soll gewährleistet 
werden, dass Entscheidungen von besonderer Tragweite aus einem Verfahren hervorgehen, das der Öffentlichkeit Gelegenheit bie-
tet, ihre Auffassungen auszubilden und zu vertreten, und das die Volksvertretung dazu anhält, Notwendigkeit und Ausmaß von 
Grundrechtseingriffen in öffentlicher Debatte zu klären. Geboten ist ein Verfahren, das sich durch Transparenz auszeichnet und das 
die Beteiligung der parlamentarischen Opposition gewährleistet.“ (BVerfG, Urteil vom 19. September 2018 – 2 BvF 1/15). 

11  Das sollte dann auch  für die anderen Lärmquellen oder Planungsbereiche  gelten, z.B. für die Verkehrslärmschutzverordnung oder 
die Orientierungswerte für den städtebaulichen Schallschutz wie in der DIN 18005:2023 

12  Vgl. S. 94/95: „In der Lärmwirkungsforschung wird dies im Rahmen von Gesundheitsbewertungen (Health Impact Assessment) durch 
Quantifizierung des Schweregrads, d.h. Berücksichtigung von Disability Weights beachtet. Bezogen auf die Definition von Grenz- 
oder Schwellenwerten wird dies durch eine „großzügiger“ bemessene Akzeptanzschwelle gesundheitlicher Risiken (25% hochgradig 
lärmbelästigter Personen gegenüber 15% hochgradig schlafgestörter oder 5% relative Risikoerhöhung bei ischämischen Herzkrank-
heiten in EKLB 2021 und beim R2-Risiko in Guski et al. 2023). Die Bemessung der Akzeptanzschwelle der mit hochgradiger Lärmbe-
lästigung verbundenen gesundheitlicher Risiken ist eine ethische, gesellschaftspolitische Ermessungssache, Aufgabe der Lärmwir-
kungsforschung hierbei ist es, robuste Expositions-/Wirkungsbeziehungen zu erarbeiten und bereitzustellen, die eine „Übersetzung“ 
von Gesundheitsrisiken durch hochgradige Lärmbelästigung in akustische Kennwerte (z.B. Lden oder LAeq,Tag für die Zeit von 6 bis22 
Uhr) erlauben.“ 
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wissenschaftlichen Evidenz über Expositions-Wirkungsbeziehungen können diese Gesund-
heitsrisiken dann in Schwellen- oder Grenzwerte der Lärmbelastung umgerechnet werden.“ 

• Viertens sollte die Rechtswissenschaft ein bevölkerungsbezogenes Schutzkonzept entwickeln, 
das der wissenschaftlichen Realität Rechnung trägt, dass aufgrund der interindividuellen Varia-
bilität nicht jede einzelne Person geschützt werden kann…...“ 

• „Fünftens sollte die rechtliche Bewertung wissenschaftlicher Erkenntnisse angepasst werden. 
Die derzeitige Praxis, wonach neue wissenschaftliche Erkenntnisse erst dann zugrunde zu le-
gen sind, wenn sie sich in der wissenschaftlichen Diskussion durchgesetzt und allgemeine An-
erkennung gefunden haben, führt zu erheblichen zeitlichen Verzögerungen bei der Anpassung 
von Schutzstandards … 

• „Sechstens sollte der Schutz vulnerabler Gruppen explizit im Regelwerk verankert werden. 
Die derzeitige Orientierung der Grenzwerte am „gesunden Durchschnittsbürger" bzw. „Norm-
menschen" ist mit dem verfassungsrechtlichen Gebot, auch besonders empfindliche Bevölke-
rungsgruppen zu schützen, nur schwer vereinbar. Kinder, ältere Menschen und Kranke reagie-
ren häufig deutlich empfindlicher auf Lärm und haben Anspruch auf Schutz ihrer konkreten kör-
perlichen Integrität …“ 

• Siebtens müssen die zu unterschreitenden Innenraumpegel als zentrale Zielgröße transparent 
gemacht und wissenschaftlich fundiert werden. Das Bundesverfassungsgericht hat mehrfach 
darauf hingewiesen, dass für die Beurteilung der Verfassungsmäßigkeit des Schutzes vor Lärm 
auf die nach Durchführung passiver Schallschutzmaßnahmen verbleibenden Innenraumpegel 
abzustellen ist … 

• Achtens ist eine regelmäßige, verbindliche Evaluierung und Anpassung der Regelungen erfor-
derlich……“ [z. B. durch Verkürzung des Evaluierungsrhythmus von 10 auf 5 Jahre]. 

Die Gutachter schlagen für die „institutionelle Verankerung der Risikobewertung“ auf nationaler 
Ebene „die Einrichtung einer ständigen „Kommission für Lärmschutz und Gesundheit" [vor], 
die nach dem Vorbild der Strahlenschutzkommission (§ 191 StrlSchG) organisiert werden könnte 
…“ (S. 69). 

Empfehlungen für die Aktualisierung der 2. FlugLSV 

Kernaufgabe des Rechtsgutachtens ist Novellierungsvorschlag für der 2. FlugLSV. Sie erfolgt auf 
der Basis der oben genannten methodischen Prinzipien. Dazu wird im Gutachten ausgeführt: 

„Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die 2. FlugLSV in wesentlichen Bereichen nicht 
mehr dem aktuellen Stand entspricht. Als zentrale Defizite werden identifiziert:  

• „veraltete technische Normen (DIN 4109:1989),  

• fehlende wirkungsbezogene Schutzziele für Innenpegel,  

• unzureichende Berücksichtigung vulnerabler Gruppen,  

• systematische Qualitätsdefizite bei der Umsetzung  

• sowie komplexe Antragsverfahren mit Vorfinanzierungspflichten, die zu niedrigen Umset-
zungsquoten führen.“  

Das Gutachten empfiehlt umfassende Anpassungen:  

• „[Statt Vorgaben für das resultierende Bauschalldämm-Maß] die Einführung expliziter In-
nenpegel-Schutzziele (35 dB(A) tags, 25 dB(A) nachts) einschließlich eines Aufwachreakti-
ons-Kriteriums [AWR-Kriterium], erhöhte Schutzanforderungen für vulnerable Gruppen, 

• gesetzliche Verankerung einer baubegleitenden Qualitätssicherung mit Wartungsanspruch,  

• Aktualisierung technischer Bezugsnormen,  

• Anhebung der Höchstbeträge auf 250 Euro/m² mit automatischer Indexierung sowie Digitali-
sierung [bislang 150 Euro/m²] und  

• Vereinfachung der Antragsverfahren.“ (S. 5) 
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Die Schutzziele werden im Detail einerseits für Innenpegel in Form des A-bewerteten energieäqui-
valenten Dauerschallpegels (LAeq bzw. LAm) formuliert, andererseits mit dem AWR-Kriterium  in Ab-
hängigkeit der Maximalpegel nächtlicher Überflüge (LASmax) festgelegt. Das Gutachten stellt zu den 
Innenpegeln fest:  
„Die im geltenden FluglärmG vorgesehenen Differenzierungen nach Bestand/Neubau und nach 
zivilen/militärischen Flugplätzen sind […] aus gesundheitspräventiver Perspektive problema-
tisch und wissenschaftlich nicht begründbar. Sie führen zu einem unzureichenden Schutz er-
heblicher Teile der betroffenen Bevölkerung und sollten im Rahmen einer Novellierung des Flug-
lärmG aufgegeben werden.“ (S. 133) 

Auch die Reduzierung des erforderlichen Bauschalldämm-Maßes um 3 bzw. 8 dB(A) für Bauten des 
Bestands bzw. bereits bestehenden baulichen Schallschutzes in § 5 (2) und (3) der 2. FlugLSV – 
ein seit langem artikuliertes Ärgernis für die Betroffenen – ist aus Sicht der Lärmwirkungsforschung  
nicht haltbar und sollte gestrichen werden: 
„Die [….] genannten Innenschutzziele gelten unabhängig vom Zeitpunkt der Errichtung der bau-
lichen Anlage und von bereits durchgeführten Schallschutzmaßnahmen.“ (S. 240) 

Zum AWR-Kriterium schlagen die Gutachter als ergänzenden Gesetzes- bzw. Verordnungstest im 
Zusammenhang mit den Innenschutzzielen vor (S. 240): 
„Zusätzlich zum Dauerschallpegel … dürfen nachts in Schlafräumen nicht mehr als 2 fluglärmbe-
dingte Aufwachreaktionen pro Woche auftreten. Die Aufwachreaktionen werden nach dem vom 
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt entwickelten Verfahren ermittelt. Eine Aufwachreaktion 
liegt vor, wenn aufgrund eines Fluglärmereignisses ein Wechsel von tieferen Schlafstadien in das 
Schlafstadium S1 oder in das Stadium Wach erfolgt. Die Reaktionsschwelle liegt bei einem Maxi-
malpegel von 33 dB(A) im Innenraum.“  

Der Unterschied zum bisherigen FluLärmG ist: 
„Ein wesentlicher Punkt beim AWR-Kriterium ist, dass die gesamte Maximalpegelverteilung aller 
nächtlicher Fluglärmereignisse berücksichtigt wird, von denen jene mit einem LASmax,innen ab 33 dB 
zusätzliche fluglärminduzierte AWR auslösen können, und – anders als beim NAT-Kriterium [des 
FluLärmG] – nicht erst solche Ereignisse ab einem Maximalpegel deutlich oberhalb von 33 dB(A), 
z.B. 53 dB bzw. 57 dB LASmax,innen wie im FluglärmG.“ (S. 92) 

Vulnerable Gruppen werden im Novellierungstext auf S. 245/246 definiert, sie umfassen u.a. 

• Kinder, Kleinkinder und Jugendliche bis zum vollendeten 18. Lebensjahr,  

• Schwangere Frauen  

• Personen ab dem vollendeten 65. Lebensjahr 

• Personen mit chronischen Herz-Kreislauf-Erkrankungen, metabolischen Erkrankungen (Di-
abetes), chronischen Atemwegserkrankungen oder chronischen psychischen Erkrankun-
gen (z.B. Depression)  

Schutzbedürftige Einrichtungen für vulnerable Gruppen umfassen 

• Kindergärten, Kindertagesstätten und Kinderkrippen,  

• Schulen und sonstige Bildungseinrichtungen für vulnerable Gruppen,  

• Krankenhäuser, Geburts- und Rehabilitationseinrichtungen,  

• Pflegeheime und Senioreneinrichtungen  

• Behinderteneinrichtungen und Therapiezentren  

• vergleichbare Einrichtungen, in denen sich vulnerable Personen regelmäßig aufhalten. 

„Für vulnerable Gruppen wird eine Absenkung des Wertes für den Dauerschallpegel innen 
am Tag um 5 dB(A) auf 30 dB(A) empfohlen. Hiermit wird dem besonderen Schutz vulnerabler 
Gruppen Rechnung getragen. Insbesondere für Kinder wird hiermit sichergestellt, dass gerade in 
den sensiblen Abendzeiten von 20:00 Uhr bis 22:00 Uhr über den strengeren Innenschutzpegel 
von 30 dB(A) ein erhöhter Schutz gewährleistet ist.“ (S. 246) 

Zusätzlich sollte im FluLärmG eine Härtefallregelung für vulnerable Personen eingeführt werden: 



 

 

 20 

„§ 9a Härtefallregelung für besondere gesundheitliche Empfindlichkeit  
(1) Personen, die aufgrund einer nachgewiesenen besonderen gesundheitlichen Empfindlichkeit 
gegenüber Lärm auch außerhalb der nach § 4 festgesetzten Lärmschutzbereiche oder unterhalb 
der in § 2 genannten Schwellenwerte durch Fluglärm / in ihrer Gesundheit erheblich beeinträchtigt 
werden, können einen Anspruch auf Erstattung von Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaß-
nahmen haben.“ (S. 247/248) 

Fazit  

Die Einführung von Schutzzielen in Form von Innenpegeln  und einem Schwellenwert für Aufwach-
reaktionen, die unabhängig von der Art des Fluglärms und dem Alter der Wohnungen gelten, sowie 
der besondere Schutz vulnerabler Personen ist ein wohlbegründetes und schlüssiges Konzept zum 
Schutz der Menschen vor Fluglärm. Es würde das Schutzniveau deutlich verbessern.  

Zu begrüßen ist aus Sicht des Immissionsschutzes die Relativierung der scharfen Trennung zwi-
schen Gesundheitsgefahren und erheblichen Belästigungen. Schwellen- oder Grenzwerte der 
Geräuschbelastung sollten auf der Basis einer gesellschaftlichen Verständigung über zumutbare 
Gesundheitsrisiken abgeleitet und vom Gesetzgeber festgelegt werden. 

Die Einrichtung einer ständigen „Kommission für Lärmschutz und Gesundheit", die den Prozess 
einer Verständigung über akzeptable Gesundheitsrisiken für alle relevanten Lärmquellen organisiert 
und wissenschaftlich begleitet, wäre ein wichtiges Element für die Etablierung eines transparenten, 
gebündelten, harmonisierten und wissenschaftlich begründeten Schutzes vor Lärm. 

Materialien 

Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm (FluLärmG) 1971 
§1: Zum Schutz der Allgemeinheit vor Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästi-
gungen durch Fluglärm in der Umgebung von Flugplätzen werden … Lärmschutzbereiche festge-
legt. 

Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm (FluLärmG) 2007 
Bekanntmachung vom 31. Oktober 2007 
§1: Zweck dieses Gesetzes ist es, in der Umgebung von Flugplätzen bauliche Nutzungsbeschrän-
kungen und baulichen Schallschutz zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor Ge-
fahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen durch Fluglärm sicherzustellen. 

§ 2 Einrichtung von Lärmschutzbereichen 
(3) Die Bundesregierung erstattet spätestens im Jahre 2017 und spätestens nach Ablauf von je-
weils weiteren zehn Jahren dem Deutschen Bundestag Bericht über die Überprüfung der in Absatz 
2 genannten Werte unter Berücksichtigung des Standes der Lärmwirkungsforschung und der Luft-
fahrttechnik. 

Erste Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (Verordnung über 
die Datenerfassung und das Berechnungsverfahren für die Festsetzung von Lärmschutzbereichen 
– 1. FlugLSV) 
Ausfertigungsdatum: 27.12.2008 
Zuletzt geändert durch Art. 101 V v. 19.6.2020 I 1328 

Zweite Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (Flugplatz-
Schallschutzmaßnahmenverordnung – 2. FlugLSV) 
Ausfertigungsdatum: 08.09.2009 
Diese Verordnung gilt auch für die Erstattung von Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaß-
nahmen an schutzbedürftigen Einrichtungen und Wohnungen, die bei der Festsetzung des Lärm-
schutzbereichs errichtet sind oder deren Errichtung nach § 5 Absatz 4 des Gesetzes zum Schutz 
gegen Fluglärm zulässig ist. 

Dritte Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (Fluglärm-
Außenwohnbereichsentschädigungs-Verordnung – 3. FlugLSV) 
Ausfertigungsdatum: 20.08.2013 
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Diese Verordnung gilt für Grundstücke, auf denen bei Festsetzung des Lärmschutzbereichs für ei-
nen neuen oder wesentlich baulich erweiterten Flugplatz im Sinne des § 2 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1 und 3 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm Wohnungen oder schutzbedürftige Einrich-
tungen nach § 5 Absatz 1 Satz 1 und 2 des genannten Gesetzes zulässigerweise errichtet sind 
oder zulässigerweise gemäß § 5 Absatz 4 des genannten Gesetzes errichtet werden dürfen und 
die in der Tag-Schutzzone 1 des Flugplatzes gelegen sind. Für diese Grundstücke enthält sie nä-
here Bestimmungen über die Entschädigung für Beeinträchtigungen des Außenwohnbereichs nach 
§ 9 Absatz 5 des genannten Gesetzes. 

Evaluierung 1 

Umweltbundesamt (2017): 
Fluglärmbericht 2017 des Umweltbundesamtes 
Dessau-Roßlau, Juli 2017 
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/1410/publikationen/2017-07-17_texte_56-
2017_fluglaermbericht_v2.pdf  

Die Bundesregierung hat im Januar 2019 den Bericht zur 1. Evaluierung des Gesetzes zum Schutz 
gegen Fluglärm vorgelegt. Der Bericht untersucht die Wirkung des Gesetzes unter Berücksichti-
gung des Standes der Lärmwirkungsforschung sowie der Luftfahrttechnik und formuliert insgesamt 
dreizehn Empfehlungen. Der Bericht wurde dem Deutschen Bundestag zur Beratung zugeleitet. 

Erster Bericht der Bundesregierung zur Evaluierung des Gesetzes zum Schutz gegen Flug-
lärm (Fluglärmgesetz) 
Fluglärmschutz verbessern 
Januar 2019 
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Da-
ten_BMU/Download_PDF/Laermschutz/bericht_evaluierung_fluglaermgesetz_bf.pdf  

Antwort der Bundesregierung 24.04.2019 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jörg 
Cezanne, Dr. Gesine Lötzsch, Lorenz Gösta Beutin, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE. – Drucksache 19/8811 – Evaluierung der Regelungen zum Fluglärmschutz 
24.04.2019 
Drucksache 19/9680 
https://dserver.bundestag.de/btd/19/096/1909680.pdf  

Koalitionsverträge:  

2021: Mehr Fortschritt wagen 
Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit 
24.11.2021 
„Eine Änderung des Fluglärmschutzgesetzes werden wir auf Basis des Evaluierungsberichts der 
Bundesregierung betrachten.“ 
 

2025: Keine Aussagen zum Fluglärm 

 

2.7. Ausgehviertel – ein neuer Beitrag des Landes Berlin zum Abbau des Schutzes 
vor Lärm 

Mit einem neuen Gaststättengesetz und den damit verknüpften Änderungen des Berliner Landes-
Immissionsschutzgesetzes hat das Abgeordnetenhaus den Schutz vor Lärm durch die Außengast-
ronomie in den so genannten Ausgehvierteln reduziert und die Lärmvorsorge bei der Zulassung von 
Betrieben mit Außengastronomie ausgehöhlt, in dem der „Beschwerdelage“ – ein besonderes Ge-
wicht beigemessen wird.  

 

 

https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/1410/publikationen/2017-07-17_texte_56-2017_fluglaermbericht_v2.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/1410/publikationen/2017-07-17_texte_56-2017_fluglaermbericht_v2.pdf
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Laermschutz/bericht_evaluierung_fluglaermgesetz_bf.pdf
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Laermschutz/bericht_evaluierung_fluglaermgesetz_bf.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/096/1909680.pdf
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Hintergrund 

Die Beeinträchtigungen durch die nächtlichen Geräuschemissionen der Außengastronomie sind in 
zahlreichen Straßen und Gebieten Berlins gravierend, wie der langwährende Streit zwischen Be-
troffenen und der Gastronomie zeigt. Einige Bezirksämter der Stadt versuchen den Konflikt u.a. 
durch verschiedene Maßnahmen zu lösen (z.B. das Bezirksamt Pankow, das nach Anwohnerbe-
schwerden die Sperrstunde für die Außengastronomie eines Cafés in der Kastanienallee in Berlin-
Prenzlauer Berg auf 22 Uhr festgesetzt hatte). Die Betreiber des Cafés klagten dagegen und beka-
men durch den Eilbeschluss der 4. Kammer des Verwaltungsgerichts Berlin vom 08.07.2025 (4 L 
66/25)13 vorerst Recht. Der ALD hatte dazu ausführlich berichtet (ALD-Newsletter Nr. 3/2025 vom 
14. November 2025, Abschnitt 3.1. „Lärm der Außengastronomie in Berlin – Beschluss des Berliner 
Verwaltungsgerichtes“). Das Gericht hatte konstatiert, dass „ein ausgeprägtes außengastronomi-
sches Angebot bis weit nach 22 Uhr in vielen Ausgehvierteln14 Berlins, beispielweise in der Simon-
Dach-Straße in Friedrichshain, auf dem Mehringdamm in Kreuzberg oder in der Weserstraße in 
Neukölln [besteht]. Diese Situation wird nicht nur hingenommen, sondern auch von einer Vielzahl 
an Berlinern aktiv in Anspruch genommen. Sie stellt jedenfalls in belebten Innenstadtquartieren den 
sozialen Standard dar.“ 

Die Stadt ist in dieser Frage gespalten: Eine Umfrage des Tagesspiegels vom 22.08.2025 mit der 
Frage „Muss Kneipenlärm nach 22 Uhr toleriert werden?“ wurde von 48 % abgelehnt, 47 % stimmten 
zu, 5 % waren unentschieden (3.679 Beteiligte). 

Auch als Reaktion auf diesen Beschluss hatte der Senat von Berlin beschlossen, diese tatsächliche 
Situation mit einem neuen Gaststättengesetz zu legalisieren und damit vermeintlich grundsätzlich 
zu lösen.  

Am 18.06.2026 hat das Berliner Abgeordnetenhaus nun in 2. Lesung15 das „Gesetz zur Neuregelung 
des Gaststättenrechts im Land Berlin“ verabschiedet. Als Artikelgesetz enthält es vor allem das neue 
Berliner Gaststättengesetz und – für den Schutz vor Lärm wichtiger – einige Änderungen des Berli-
ner Landes-Immissionsschutzgesetzes LImSchG (siehe den Gesetzesentwurf vom 13.05.2026 
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/DruckSachen/d19-3243.pdf). 

Das Gesetz wurde mit den Stimmen der Regierungskoalition beschlossen, die Opposition hat sich 
enthalten.  

Die inhaltliche Diskussion zum Gesetzentwurf fand im Wesentlichen in der1. Lesung des Entwurfs 
statt (siehe das Plenarprotokoll der 86. Sitzung am 21. Mai 2026, Plenum - Protokoll). 

Änderungen des Landes-Immissionsschutzgesetzes 

Dem § 1 LImSchG wird folgender Absatz 6 angefügt : 
„(6) Ausgehviertel sind Gebiete, die eine hohe Dichte außengastronomischer Einrichtungen auf-
weisen und durch gesteigerten nächtlichen Publikumsverkehr besonders geprägt sind und in denen 
deshalb regelmäßig eine erhöhte Geräuschkulisse auftritt. Die für Wirtschaft zuständige Senats-
verwaltung kann Ausgehviertel durch Allgemeinverfügung festlegen. Die Festlegung ist im Internet 
bekannt zu geben.“ 

Das Gesetz sieht für neue Gaststätten statt einer Genehmigung ein Anzeigeverfahren vor. Einge-
führt wird der § 9a „Anzeigeverfahren für den Betrieb eines Gaststättengewerbes“: 
„(2) Der Anzeige sind alle Unterlagen beizufügen, die für die Prüfung erforderlich sein können, ob 
schädliche Umwelteinwirkungen zu befürchten sind. Anzugeben sind insbesondere: 1. Betriebsart 
und -umfang, 2. ob der Betrieb von Außengastronomie beabsichtigt ist, 3. ob der Betrieb weiterer 
Emissionsquellen wie Beschallungs-, Abluft- und Klimaanlagen beabsichtigt ist, 4. die für das Gast-
stättengewerbe und etwaige Außengastronomie jeweils beabsichtigten Betriebszeiten, 5. etwaige 
Maßnahmen und betriebliche Vorkehrungen zur Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen.“… 
„(4) Die zuständige Behörde kann die zur Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen erforderli-
chen Anordnungen treffen. Sie kann insbesondere anordnen, dass 1. Betriebszeiten, Lage und Sitz-
platzzahl von Außengastronomie zu beschränken sind, 2. eine Beschallungsanlage einzupegeln ist 
oder 3. Anlagen und Maßnahmen dem Stand der Technik entsprechen müssen.“  

 
13  https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001613281  
14  Hervorhebung durch Fettdruck seitens der Redaktion, auch im Folgenden 
15  siehe das Protokoll der Sitzung unter https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/PlenarPr/p19-088-wp.pdf#page=13  

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/DruckSachen/d19-3243.pdf
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/PlenarPr/p19-086-wp.pdf#page=54
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001613281
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/PlenarPr/p19-088-wp.pdf#page=13
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§ 11 LImSchG  wird durch den Absatz 2 ergänzt: 
„(2) Bei der abschließenden einzelfallbezogenen Bewertung der durch den Betrieb von Au-
ßengastronomie verursachten Geräuschimmissionen sind die örtlichen Gegebenheiten in be-
sonderem Maße zu berücksichtigen. In Ausgehvierteln ist der Betrieb von Außengastronomie von 
Sonntag bis Donnerstag von 22 bis 23 Uhr sowie an Freitagen, Sonnabenden und Tagen vor ge-
setzlichen Feiertagen von 22 bis 24 Uhr in der Regel zumutbar. Die Beschwerdelage ist jeweils 
besonders zu berücksichtigen.“ [Hervorhebungen durch die Redaktion] 

Wie diese Bewertung aussehen könnte, hat Bürgermeisterin Franziska Giffey, SPD in ihrem Rede-
beitrag im Plenum beschrieben: 
„Ich glaube auch, dass eine Metropolregion und eine Weltstadt wie Berlin in den Sommermonaten 
an den warmen Tagen so wie heute durchaus sagen kann, dass in den Ausgehvierteln, dort, wo 
viele Menschen sind, man auch länger als 22 Uhr noch draußen sitzen kann. So viele warme Tage 
haben wir in der Stadt nicht, und an denen, die wir haben, sollten wir das tun, wofür viele sonst wohin 
in den Urlaub fahren, weil sie abends noch bei warmen Temperaturen draußen sitzen können. Ich 
denke, dass das ein Schritt für die Gastronomen ist und gleichzeitig für den Anwohnerschutz, 
denn den werden wir berücksichtigen. Wir werden mit den Bezirken sehr genau besprechen, wie wir 
das machen.“ [Hervorhebungen durch die Redaktion] 

Abgesehen davon, dass schon heute in potenziellen Ausgehvierteln Außengastronomie bis in den 
November – stattfindet und der Klimawandel die Zahl der „warmen Tage“ erhöhen wird, ist nicht 
erkennbar, was hier für eine Verbesserung des Anwohnerschutzes getan wird, selbst bei Umsetzung 
der kompensatorischen Maßnahmen des § 9a LImSchG.  

Aus Sicht des Immissionsschutzes verfolgt das Land Berlin mit  dem neuen Gesetz den fal-
schen Ansatz. Bei der Lärmaktionsplanung ist es Konsens, dem Abbau der besonders hohen 
Belastungen, z.B. durch den Verkehrslärm, Priorität einzuräumen. Dazu werden die Konflikt-
situationen nach der Höhe der Belastungen, nach der Empfindlichkeit der betroffenen Ge-
biete und die Zahl der Betroffenen geordnet. Das sollte grundsätzlich für alle Lärmarten gel-
ten. Das würde bedeuten, dass gerade die – noch nicht festgelegten – Ausgehviertel im Fokus 
von lärmmindernden Maßnahmen stehen sollten. Zusätzlich wären noch akzeptable Situatio-
nen im Rahmen der Vorsorge zu sichern. Dem Land stände es ja ohnehin frei, in ihren Lärm-
aktionsplänen die Beeinträchtigungen durch die Außengastronomie mit aufzunehmen. 

Das Gesetz wird erst im neuen Jahr in Kraft treten. Es wird der Senatsverwaltung dringend empfoh-
len, bei der Festlegung von Ausgehvierteln durch Allgemeinverfügung die Betroffenen transparent 
einzubeziehen und die Ergebnisse der Lärmwirkungsforschung (Schwellenwerte für die Beeinträch-
tigungen) sowie die umfangreichen Erfahrungen der Bezirke zu berücksichtigen. 

Da bei der Bewertung der Akzeptanz der Außengastronomie die jeweilige Beschwerdelage eine 
wichtige Rolle spielt, kann zudem den Betroffenen nur empfohlen werden, sich möglichst rasch zu 
vernetzen und zu artikulieren. 

Das Thema „Außengastronomie“ hat auch in jüngerer Zeit ein breites Medienecho gefunden, das 
im Folgenden mit einigen Kernaussagen zitiert wird, z.B.: 

rbb24 vom 13.05.2026 
„Bezirke und Senat sind sich nicht einig über Berlins Ausgehviertel“ 
https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2026/05/berlin-gaststaetten-gesetz-ausgehviertel-bezirke-
party-laerm.html 
„Mittes Ordnungsstadtrat Christopher Schriner sagt, den Bezirken stünde vermutlich eine Klage-
welle ins Haus, würden die Pläne so beschlossen. Befürchtet werden wohl sowohl Klagen von Wir-
ten auf längere Öffnung als auch Klagen von Anwohnern, die eine Einordnung ihrer Wohnung in 
ein "Ausgehviertel" verhindern wollen.“ 

Tagesspiegel online vom 25.06.2026: 
„So erleben Berliner den Kneipenlärm-Streit: „Die Außengastronomie dominiert alles – ich fühle 
mich wie ein Eindringling im eigenen Kiez“: 

https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2026/05/berlin-gaststaetten-gesetz-ausgehviertel-bezirke-party-laerm.html
https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2026/05/berlin-gaststaetten-gesetz-ausgehviertel-bezirke-party-laerm.html
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https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/so-erleben-berliner-den-kneipenlarm-streit-die-
aussengastronomie-dominiert-alles--ich-fuhle-mich-wie-ein-eindringling-im-eigenen-kiez-
15752138.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-
vollversion&bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion 
„Der Helmholtzplatz in Prenzlauer Berg könnte bald zum „Ausgehviertel“ erklärt werden. Eine ge-
bürtige Berlinerin hält es dort schon jetzt kaum noch aus. Im Interview sagt sie: „Die Lebensnorma-
lität geht verloren.““ 

Tagesspiegel online vom11.05.2026 
„Machtkampf um Berlins Partylärm: Einwohnerstärkster Bezirk kontert Giffeys Alleingang bei 
„Ausgehvierteln““ 
https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/streit-um-gebietsauswahl-larmschutz-und-kon-
trolle-berlins-einwohnerstarkster-bezirk-kontert-giffeys-kneipenlarm-alleingang-15582798.html?i-
cid=single-topic_15752138___ 
„Berlins einwohnerstärkster Bezirk lehnt einen Alleingang des Senats bei der Ausweisung von in-
nerstädtischen „Ausgehvierteln“ ab – und fordert ein Nachbessern beim neuen Gaststättengesetz.“ 
„Das Pankower Bezirksamt werde „aufgrund der nun berichteten neuen Zuständigkeitsüberlegung 
darauf hinwirken, dass die Erfahrungen der bezirklichen Fachämter in das weitere Verfahren ein-
bezogen werden“, präzisiert ein Sprecher der Bürgermeisterin. „Dies betrifft insbesondere Fragen 
der Gebietsauswahl, des Lärmschutzes, der Vollziehbarkeit, der Kontrolle und der praktischen 
Auswirkungen auf die Anwohnerschaft.““ 

Tagesspiegel vom 30.04.2026 
„So plant Giffeys Verwaltung neue „Ausgehviertel““ 
E-Paper | Tagesspiegel , Seite B6 (ggf. kostenpflichtig) 
„Anwohner von Berliner Amüsiervierteln sollen nachts bald höhere Lautstärken hinnehmen müs-
sen. Welche Grenzwerte16 gelten und wer betroffen ist.“ 
„Der Berliner Senat will auch gegen den Widerstand der Bezirke neue „Ausgehviertel“ ausweisen. 
In diesen sollen Anwohner nachts künftig dauerhaft höhere Lautstärken durch Außengastronomie 
hinnehmen müssen. Das hat eine Sprecherin der Wirtschaftssenatorin Franziska Giffey (SPD) auf 
Tagesspiegel-Anfrage mitgeteilt.“ 

 

2.8. Entschließung des Bundesrates zur wirksameren Bekämpfung des sogenann-
ten "Autoposing" im öffentlichen Straßenraum 

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen hatte für die Sitzung des Bundesrats am 10.07.2026 eine 
Entschließung des Bundesrats beantragt, die die Bundesregierung auffordert, wirksamere Maßnah-
men und Regelungen gegen die so genannten Autoposer auf den Weg zu bringen, also Menschen, 
die gezielt hochmotorisierte, getunte oder manipulierte Fahrzeuge in exzessiver Fahrweise im öf-
fentlichen Straßenraum zur Selbstdarstellung einsetzen und dabei sehr hohe Geschwindigkeiten 
und Geräuschbelastungen erzeugen. Der Senat greift damit einen der langjährigen Dauerbrenner 
beim Thema Verkehrslärm auf. 

Der Antrag vom 01. Juli 2026 (siehe https://www.bundesrat.de/drs.html?id=396-26) wurde als Ta-
gesordnungspunkt 71 behandelt, von der Bremer Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung 
Özlem Ünzal vorgestellt und anschließend den Ausschüssen für Verkehr (federführend), Inneres 
und Umwelt zugewiesen. 

Er umfasst die folgenden Forderungen: 

• Schaffung eines „bundeseinheitlichen Rechtsrahmen zur gezielten Ahndung von typischen 
Erscheinungsformen des sogenannten „Autoposing““ 

• Die Ahndung der Verstöße mit „wirksamen und spürbaren Sanktionen“ 

• Erweiterung der Halterhaftung, um auch Fahrzeugvermieter einzubeziehen. 

• Prüfung von Regelungen zur „Einbeziehung und Beschlagnahme von Fahrzeugen“ 

• Verbesserung der „rechtlichen und technischen Voraussetzungen für eine effektivere Kon-
trolle von unzulässigen Fahrzeugmanipulationen“. „Dies betrifft insbesondere manipulierte 

 
16  Grenzwerte werden im Artikel nicht genannt. 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/so-erleben-berliner-den-kneipenlarm-streit-die-aussengastronomie-dominiert-alles--ich-fuhle-mich-wie-ein-eindringling-im-eigenen-kiez-15752138.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion&bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion
https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/so-erleben-berliner-den-kneipenlarm-streit-die-aussengastronomie-dominiert-alles--ich-fuhle-mich-wie-ein-eindringling-im-eigenen-kiez-15752138.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion&bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion
https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/so-erleben-berliner-den-kneipenlarm-streit-die-aussengastronomie-dominiert-alles--ich-fuhle-mich-wie-ein-eindringling-im-eigenen-kiez-15752138.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion&bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion
https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/so-erleben-berliner-den-kneipenlarm-streit-die-aussengastronomie-dominiert-alles--ich-fuhle-mich-wie-ein-eindringling-im-eigenen-kiez-15752138.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion&bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion
https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/streit-um-gebietsauswahl-larmschutz-und-kontrolle-berlins-einwohnerstarkster-bezirk-kontert-giffeys-kneipenlarm-alleingang-15582798.html?icid=single-topic_15752138___
https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/streit-um-gebietsauswahl-larmschutz-und-kontrolle-berlins-einwohnerstarkster-bezirk-kontert-giffeys-kneipenlarm-alleingang-15582798.html?icid=single-topic_15752138___
https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/streit-um-gebietsauswahl-larmschutz-und-kontrolle-berlins-einwohnerstarkster-bezirk-kontert-giffeys-kneipenlarm-alleingang-15582798.html?icid=single-topic_15752138___
https://epaper.tagesspiegel.de/reader/tsp/tsp-2026_04_30
https://www.bundesrat.de/drs.html?id=396-26
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Auspuffanlagen, unzulässige Softwareänderungen sowie technische Einrichtungen zur 
künstlichen Geräuschverstärkung. Die zuständigen Behörden sind in die Lage zu versetzen, 
technisch manipulierte Fahrzeuge schneller und einfacher aus dem Verkehr ziehen zu kön-
nen.“  

• Prüfung, wie die „Handlungsmöglichkeiten der Kommunen durch Änderungen der Straßen-
verkehrs-Ordnung und der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung 
erweitert werden können, um durch vorübergehende oder dauerhafte Verkehrsregelungen 
wirksam auf wiederkehrende Belastungsschwerpunkte reagieren zu können. Der Bundesrat 
bittet die Bundesregierung, in diesem Zuge auch Möglichkeiten zur rechtssicheren Anwen-
dung von automatisierten Messsystemen, sogenannten „Lärmblitzern“, zu prüfen und diese 
durch gegebenenfalls erforderliche Änderungen der Straßenverkehrs-Ordnung und der All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung zu ermöglichen.“ 

Der ALD würde die Annahme des Entschließungsantrags sehr begrüßen. Er wird dazu weiter be-
richten. 

(siehe auch in diesem Newsletter, Abschnitt 3.4 „Lärmblitzer gegen Autoposer in Österreich“) 

 

2.9. Tagung des Lärmkontors: Vom Bau-Turbo über gute Luft zur Ruhekultur 

Die jährliche Tagung des Lärmkontors fand am 07. und 08.05.2026 unter dem Titel „Vom Bau-Turbo 
über gute Luft zur Ruhekultur“ in Hamburg statt. Die Tagung hatte vier Blöcke und war thematisch 
etwas heterogener als frühere Lärmkontor-Konferenzen. Sie reflektierte vor allem die aktuellen po-
litischen Strategien zur Erleichterung des Wohnungsbaus durch rechtliche Lockerungen des Schut-
zes vor Lärm (Block „Der Bau-Turbo“) und Einsparungen beim baulichen Schallschutz (Block „Der 
bauliche Schallschutz und der Gebäudetyp E“). Der Block „Schwammstadt, Schatten und Klima“ 
verknüpfte den Schutz vor Lärm mit anderen Belangen des Umweltschutzes. Im letzten Block „Ruhe 
ist, wenn sich niemand beschwert!?“ schließlich wurde die positive Perspektive der Anstrengungen 
zum „Lärmschutz“, nämlich der Schutz der Ruhe thematisiert. 

Die frei gegebenen Präsentationen der Tagung stehen nur den Tagungsteilnehmern zur Verfügung, 
im Folgenden werden die Hinweise zu den Vorträgen deshalb durch Verweis auf öffentlich vorhan-
dene Informationen ergänzt. 

Nachfolgend das Programm der Tagung 

Block 1: Der Bau-Turbo 

• Prof. Dr. Hellriegel, Nicolas Artmann HELLRIEGEL RECHTSANWÄLTE 
BauGB-Änderung – Ist Schutz vor Lärm jetzt kein „Problem“ mehr? 

• Stefan Mundt, Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Hamburg 
Bewertung der Neuregelungen zum Lärmschutz im BauGB aus Sicht der Hamburger 
Planungspraxis 

 

Block 2: Schwammstadt, Schatten und Klima 

• Markus Antener, Projektleiter Fachplanung Regenwasser bei der Stadt Zürich 
Synergien zwischen Lärmminderung und Schwammstadt 

• Sebastian Eggers, LÄRMKONTOR GmbH  
Zielkonflikte und Synergien – Wirkung des Lärmschutzes auf andere Umweltbelange 

• Dr. Udo Weese, Verkehrsministerium Baden-Württemberg 
Luftreinhaltung: Neue Grenzwerte und die Konsequenzen 

Block 3: Der bauliche Schallschutz und der Gebäudetyp E 

• Dr. Christoph Lechner, Amt der Tiroler Landesregierung 
Am besten berechnet man die Anforderungen an den baulichen Schallschutz selbst – die 
neue ÖNORM B 8115-2 

• Dr. Christian Nocke, Akustikbüro Oldenburg 
Dauerbrenner DIN 4109 – Ein Ausblick mit Rückblick. 
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• Dominic Kampshoff, LÄRMKONTOR GmbH 
Was macht der Gebäudetyp E aus dem Holzbau 

Block 4; Ruhe ist, wenn sich niemand beschwert!? 

• Paul Schweidler, HFC Human-Factors-Consult GmbH 
Wenn sich niemand beschwert, fühlt sich niemand gestört 

• Julia Kuhlmann, ZEUS GmbH 
Ruhekultur aus Sicht der Lärmwirkungsforschung 

• Antje Janßen, LK Argus Kassel GmbH  
Ruheorte – eine Maßnahme der Lärmaktionsplanung 

Anmerkungen zur Tagung 

Diese beschränken sich – auch aus Platzgründen – auf die kontroversen und brisanten Themen in 
Block 1 und 3 zur Erleichterung des Wohnungsbaus durch rechtliche Lockerungen des Schutzes vor 
Lärm und zu den Einsparungen beim baulichen Schallschutz. 

Beide Referenten in Block 1 begrüßen grundsätzlich die Änderung des Baugesetzbuches, u.a. durch 
die Ergänzung des § 9 – in dem die möglichen Festsetzungen im Bebauungsplan aufgezählt werden 
– durch die Ziffer 23 im Absatz 1: Festsetzung „von Gebieten, in denen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen nach dem … Bundes-Immissionsschutzgesetz bestimmte Werte zum Schutz 
vor Geräuschimmissionen nicht überschritten werden dürfen, wobei in begründeten Fällen Abwei-
chungen von den Vorgaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm vom 26. August 
1998 … in der jeweils geltenden Fassung, zulässig sind“. Gemeint ist vor allem die strikte Orientie-
rung der TA Lärm an der Einhaltung zulässiger Außenpegel.  

Dies entspricht der inzwischen langjährigen Praxis Hamburgs in der Bauleitplanung (siehe den 
„Hamburger Leitfaden – Lärm in der Bauleitplanung 2010“, https://www.hamburg.de/politik-und-ver-
waltung/behoerden/behoerde-fuer-stadtentwicklung-und-wohnen/themen/stadtentwicklung/bauleit-
planung/laermleitfaden-2010-186972: „Um … ein Mindestmaß an planerischem Gestaltungsspiel-
raum zu erhalten, muss die Möglichkeit geschaffen werden, dem Ziel des Gesundheitsschutzes auf 
andere Art und Weise Rechnung zu tragen als über die vorgegebene Fixierung auf die Außenpegel-
betrachtung. Voraussetzung hierfür ist, dass sich die im Abwägungsprozess zu leistende Konflikt-
bewältigung auf die Einhaltung der Nachtrichtwerte reduziert. In diesem Fall erscheint es gerecht-
fertigt, das Schutzziel „Ungestörte Nachtruhe“ neben anderen Maßnahmen des B-Plans auch mittels 
Festlegung eines maximalen Innenpegels für Schlafräume zu erreichen, der durch bauliche Schall-
schutzmaßnahmen ohne Zwangslüftung sichergestellt wird.“ In seiner Präsentation grenzte 
S. Mundt die Abweichung von der TA Lärm allerdings ein: „Abweichungen von der TA Lärm sollten 
nur in klar abgrenzbaren und möglichst wenigen Regelungen vorgenommen werden, denn 

• die Erforderlichkeit jeder Abweichung ist zu begründen, 

• bei jeder Abweichung ist nachzuweisen, dass dennoch gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse gewahrt bleiben, 

• jede Abweichung von der TA Lärm muss auch im Vollzug gesichert werden können:“ 

Die Positionen von Prof. Hellriegel können auch seiner grundsätzlich positiven Stellungnahme in der 
Anhörung am 10. September 2025 zum Thema „Bau-Turbo“ im zuständigen Ausschuss des Bun-
destags entnommen werden, siehe https://www.bundestag.de/resource/blob/1102616/Stellung-
nahme-SV-Hellriegel.pdf: „Die Praxis wartet seit langem auf diesen „Befreiungsschlag“ und ich bin 
überzeugt, dass die Regelungen dazu beitragen werden, den Wohnungsbau anzukurbeln.“  

Kritisiert wurden in der Diskussion die unbestimmten Rechtsbegriffe wie „bestimmte Werte zum 
Schutz vor Geräuschimmissionen“, und dass bei Verlust der Einheitlichkeit des Schutzniveaus in 
Deutschland noch völlig offen ist, wie vor Ort in der Bauleitplanung mit den Änderungen des BauGB 
umgegangen wird. Nicht umsonst gibt es deshalb im laufenden ALD-Projekt das Arbeitspaket „Mo-
nitoring der Änderungen des Baugesetzbuches und der TA Lärm“ (siehe den Projektantrag vom Juli 
2025): “Es wird auch Bedarf gesehen für das Monitoring der zu erwartenden Änderungen des Bau-

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-stadtentwicklung-und-wohnen/themen/stadtentwicklung/bauleitplanung/laermleitfaden-2010-186972
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-stadtentwicklung-und-wohnen/themen/stadtentwicklung/bauleitplanung/laermleitfaden-2010-186972
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-stadtentwicklung-und-wohnen/themen/stadtentwicklung/bauleitplanung/laermleitfaden-2010-186972
https://www.bundestag.de/resource/blob/1102616/Stellungnahme-SV-Hellriegel.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1102616/Stellungnahme-SV-Hellriegel.pdf
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gesetzbuches und der TA Lärm. Die Entwürfe zur Änderung dieser Regelwerke sehen zeitlich be-
fristete, aber gravierende Änderungen vor. Die Zurückdrängung der kommunalen Bauleitplanung 
ohne Verpflichtung zur abgestuften Prüfung von Schallschutzmaßnahmen und der Paradigmen-
wechsel vom Schutz vor Lärm vor dem Wohnraumfenster außerhalb des Gebäudes hin zur bloßen 
Einhaltung von Anforderungen an den Innenschallpegel stellen die rechtssichere Gewährleistung 
gesunder und sozialverträglicher Wohnverhältnisse ernsthaft in Frage. Der Vollzug der geänderten 
Rechtsetzung bedarf des Monitorings bereits vor der Evaluation am Ende der Experimentierphasen.“ 

Hingewiesen sei ferner auf die Editorials in der Zeitschrift „Lärmbekämpfung“ von M. Bachmeier, 
dem Tagungsleiter vom Lärmkontor (Nr. 04/2025 „Schallschutz unter Druck – „Bauturbo“ zwischen 
TA Lärm und Gebäudetyp E“), dem offensichtlich „ein wenig mulmig“ ist angesichts dessen, wie und 
was demnächst im Wohnungsbau geplant wird und von C. Popp (Nr. 06/2025 „Bau-Turbo schützt 
den Lärm“). 

 

2.10. Das Oberverwaltungsgericht NRW kippt den Bebauungsplan für den Amazon-
Standort in Horn-Bad Meinberg 

Der Umweltverband BUND hatte gegen die Stadt Horn-Bad Meinberg wegen des Bebauungsplans 
Be 10 „DerIndustriePark Lippe“ geklagt und jetzt Recht bekommen. 

Darüber berichten u.a. der BUND, der WDR und das Lemgoradio: 

WDR 
Urteil des Oberverwaltungsgerichts NRW 
Bebauungsplan für Amazon-Standort in Horn-Bad Meinberg gekippt 
26.06.2026 
https://www1.wdr.de/nrw/ostwestfalen-lippe/oberverwaltungsgericht-urteil-bebauungsplan-horn-
bad-meinberg-100.html  
 

Lemgoradio 
Gericht kippt Bebauungsplan von Amazon – Zukunft von rund 2.000 Arbeitsplätzen ungewiss 
27. Juni 2026 
https://lemgoradio.de/news/gericht-kippt-bebauungsplan-von-amazon-zukunft-von-rund-2000-ar-
beitsplaetzen-ungewiss  
 

BUND 
Gericht kippt Bebauungsplan für Amazon-Logistikzentrum in Horn-Bad Meinberg 
25. Juni 2026 
https://www.bund-nrw.de/presse/detail/news/gericht-kippt-bebauungsplan-fuer-amazon-logistik-
zentrum-in-horn-bad-meinberg/  
 
Das Urteil (Aktenzeichen: 2 D 142/22.NE und 2 D 37/23.NE) ist noch nicht publiziert worden. Es 
sorgt in Ostwestfalen-Lippe für Aufsehen. 

„Damit fehlt dem gigantischen Amazon-Logistikzentrum, das erst im August 2024 den Betrieb auf-
genommen hat, die rechtliche Grundlage. Das Gericht stellte insbesondere einen schwerwiegenden 
Fehler bei der sogenannten Lärmkontingentierung [korrekt Geräuschemissionskontingentierung] 
fest. Nach Ansicht der Richter war dieser Mangel so gravierend, dass die gesamte Planung als 
rechtswidrig eingestuft werden musste. Weitere Kritikpunkte des BUND, darunter die Versiegelung 
großer Flächen sowie Fragen des Natur- und Umweltschutzes, mussten deshalb gar nicht mehr 
geprüft werden … 

Für die Region sorgt die Entscheidung für große Unsicherheit. Im Amazon-Logistikzentrum arbeiten 
aktuell schätzungsweise rund 2.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Viele Beschäftigte fragen sich 
nun, welche Auswirkungen das Urteil langfristig auf ihre Arbeitsplätze haben könnte. Zwar bedeutet 
die Entscheidung nicht automatisch eine Schließung des Standorts, doch die rechtliche Zukunft des 
Projekts ist vorerst offen.“ (Lemgoradio) 

https://www1.wdr.de/nrw/ostwestfalen-lippe/oberverwaltungsgericht-urteil-bebauungsplan-horn-bad-meinberg-100.html
https://www1.wdr.de/nrw/ostwestfalen-lippe/oberverwaltungsgericht-urteil-bebauungsplan-horn-bad-meinberg-100.html
https://lemgoradio.de/news/gericht-kippt-bebauungsplan-von-amazon-zukunft-von-rund-2000-arbeitsplaetzen-ungewiss
https://lemgoradio.de/news/gericht-kippt-bebauungsplan-von-amazon-zukunft-von-rund-2000-arbeitsplaetzen-ungewiss
https://www.bund-nrw.de/presse/detail/news/gericht-kippt-bebauungsplan-fuer-amazon-logistikzentrum-in-horn-bad-meinberg/
https://www.bund-nrw.de/presse/detail/news/gericht-kippt-bebauungsplan-fuer-amazon-logistikzentrum-in-horn-bad-meinberg/
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Die Geräuschemissionskontingentierung in Bebauungsplänen ist nach der bis zum Oktober 2025 
gültigen Fassung des Baugesetzbuches (BauGB) eine „Übung am „juristischen Hochreck““ (Rechts-
anwälte SZK, https://www.rechtsanwaelteszk.de/aktuelles/nachrichtenarchiv/178044565.neue-
rechtsgrundlage-fuer-laermemissionskontingente-durch-bauturbo/). Ob die Geräuschemissionskon-
tingentierung formal oder aber auch inhaltlich falsch war, lässt sich erst nach Vorlage des Urteils 
entscheiden. Die Novellierung des BauGB im Oktober 2025 (Gesetz zur Beschleunigung des Woh-
nungsbaus und zur Wohnraumsicherung („Bauturbo“) zum 30.10.2025) erleichtert ihre rechtssichere 
Anwendung deutlich.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.rechtsanwaelteszk.de/aktuelles/nachrichtenarchiv/178044565.neue-rechtsgrundlage-fuer-laermemissionskontingente-durch-bauturbo/
https://www.rechtsanwaelteszk.de/aktuelles/nachrichtenarchiv/178044565.neue-rechtsgrundlage-fuer-laermemissionskontingente-durch-bauturbo/
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3.  AKTUELLES: TERMINE, VERÖFFENTLICHUNGEN, 
GERICHTSURTEILE, VORTRÄGE 

3.1. Save the date: Tagung „Planen und Bauen im Lärm“ der Schweizer Lärmliga 
am 29. Oktober 2026 

Die Schweizer Lärmliga lädt zu ihrer nationalen Tagung 2026 – Lärmschutz zum Thema „Raumpla-
nung und Innenentwicklung - Auswirkungen der Revision der Lärmschutzbestimmungen auf die Pla-
nungspraxis“ am 29. Oktober 2026 von 09:00–17:00 Uhr in die Eventfabrik Bern ein (siehe 
https://laermliga.ch/event/nationale-tagung-2026-laermschutz-raumplanung-und-innenentwick-
lung/).  

Die konkretisierte Einladung inkl. Link zur Online-Anmeldung erfolgt Mitte August 2026. 

„Im Zentrum [der Veranstaltung] steht die Frage, wie Lärmschutz, Raumplanung und Luftreinhaltung 
künftig besser aufeinander abgestimmt werden können – insbesondere vor dem Hintergrund der 
revidierten gesetzlichen Grundlagen (USG Art. 22 und 24 sowie Lärmschutzverordnung). 

Trotz anhaltender Lärmbelastung in Städten und Agglomerationen besteht gleichzeitig ein hoher 
Bedarf an Innenentwicklung und zusätzlichem Wohnraum. Die Tagung beleuchtet, wie dieser Ziel-
konflikt in der Praxis bewältigt werden kann und welche neuen Handlungsspielräume sich für Pla-
nung, Bau und Vollzug ergeben.“ 

 

3.2. Neue Party-Regeln in Wien – Mehr Sicherheit, Nachhaltigkeit und Lärmschutz 
für Events 

Das österreichische Gastroportal berichtet am 10. Juni 2026 über eine Novellierung des Wiener 
Veranstaltungsgesetzes, mit dem mehr Sicherheit, Nachhaltigkeit und Lärmschutz für Events ge-
schaffen werden sollen (siehe https://gastroportal.at/wien-verschaerft-party-regeln-ab-juli/97882/).  

„Ab Juli gelten in Wien neue, strengere Regeln für Veranstaltungen. Eine Novelle des Veranstal-
tungsgesetzes führt verpflichtende Sicherheits- und Awareness-Konzepte ein, verschärft Umwelt-
auflagen und regelt den Lärmschutz neu. Ziel ist es, das Sicherheitsgefühl der Gäste zu stärken und 
die Nachhaltigkeit bei Events zu fördern.“ 

„Das Gesetz schafft auch neue Maßstäbe im Bereich Lärmschutz. Langjährig bestehende Veran-
staltungsorte müssen sich nicht nachträglich an neu gebaute Wohnsiedlungen anpassen. Im Ge-
genzug werden bei temporären Partys auf Freiflächen künftig strengere Maßstäbe angelegt.“ 

 

3.3. Die unendliche Geschichte des Lärmkonflikts am Brüsseler Platz geht in die 
nächste Runde 

Der Brüsseler Platz ist ein Dauerthema bei der Diskussion über Beeinträchtigungen durch nächtli-
chen Freizeit- und Außengastronomielärm. Er war wiederholt Gegenstand der ALD-Newsletter, zu-
letzt im Newsletter 1/2026 (Abschnitt 3.1. „Das Verwaltungsgericht Köln kritisiert erneut die Stadt 
Köln wegen unzureichenden Maßnahmen zur Beruhigung des Brüsseler Platzes – Der Rat der Stadt 
verlängert das bestehende Alkoholverbot“) 

Der WDR berichtet über die neusten Entwicklungen zum Brüsseler Platz in Köln: 

• Am 19.05.2026 unter dem Titel „Anwohner wollen Zwangsgeld von Stadt Köln“ 
(https://www1.wdr.de/nrw/koeln/bruesseler-platz-koeln-vollstreckung-zwangsgeld-100.html):  
„Im Streit um Partylärm auf dem Brüsseler Platz drohen der Stadt Köln nun finanzielle Kon-
sequenzen. Laut Verwaltungsgericht haben Anwohner die Vollstreckung eines Zwangsgel-
des beantragt. 
Es geht um ein Zwangsgeld in Höhe von 5.000 Euro gegen die Stadt Köln. Über die Vollstre-
ckung muss nun das Verwaltungsgericht Köln entscheiden.“ 

https://laermliga.ch/event/nationale-tagung-2026-laermschutz-raumplanung-und-innenentwicklung/
https://laermliga.ch/event/nationale-tagung-2026-laermschutz-raumplanung-und-innenentwicklung/
https://gastroportal.at/wien-verschaerft-party-regeln-ab-juli/97882/
https://www1.wdr.de/nrw/koeln/bruesseler-platz-koeln-vollstreckung-zwangsgeld-100.html
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„In der vergangenen Woche hatte das Oberverwaltungsgericht in Münster entschieden, dass 
eine Zwangsgeldandrohung rechtens sei. Das OVG hatte die Anwohner darin bestätigt, dass 
es sich am Brüsseler Platz um gesundheitsgefährdenden Lärm in den Nachtstunden handelt. 
Die Stadt hatte bis zum 15. Mai 2026 Zeit, Vorgaben zum Lärmschutz umzusetzen.“ 

• Am 13.05.2026 unter dem Titel „Wirt am Brüsseler Platz gewinnt gegen Stadt“ 
(https://www1.wdr.de/nrw/koeln/koeln-bruesseler-platz-aussengastronomie-stadt-scheitert-
100.html):  
„Beim Versuch den Brüsseler Platz in Köln ruhig zu bekommen, versucht die Stadt viel – ist 
aber nun erneut unterlegen. Es ist nur eine vorläufige Entscheidung, doch sie zeigt, wie hart 
am Brüsseler Platz in Köln um Lösungen gerungen wird. Ursprung des Streits sind Klagen 
von Anwohnern, die sich gegen den Lärm der Besucher und Feiernden auf dem Platz ge-
wehrt haben. Mit Erfolg: Denn schon mehrere Gerichte entschieden für die Anwohnenden 
und verpflichteten die Stadt für Ruhe zu sorgen. 
 

Alkoholverbot, Sperrzeiten 
Bereits im vergangenen Jahr hat die Stadt Köln angeordnet, dass die Außengastronomie in 
dem Bereich bereits um 22 Uhr schließen muss. Dagegen hat sich der Betreiber des be-
kannten Lokals "Hallmackenreuther" vor dem Kölner Verwaltungsgericht gewehrt - mit Erfolg. 
In einem sogenannten Hängebeschluss hat das Gericht mitgeteilt, dass diese Gastronomie 
vorübergehend wieder bis 24 Uhr öffnen darf. Es würden die wirtschaftlichen Interessen [den 
Gesundheitsschutz?] überwiegen. Das sei eine Abwägung, sagt eine Sprecherin des Kölner 
Verwaltungsgericht. Bis eine Entscheidung da ist, gingen der Betreiberin nicht umkehrbare 
Einnahmen verloren. 
 

"Runder Tisch" gefordert 
Der Deutsche Hotel- und Gaststättenverband begrüßt die Entscheidung des Gerichts, auch 
wenn sie nur vorläufig ist. Weil der Beschluss aber nur für diese eine Gaststätte gilt, die sich 
juristisch gewehrt hat, fordert der Verband die Stadt Köln auf "auch den übrigen Betrieben 
wieder die Möglichkeit einzuräumen bis 24.00 Uhr zu öffnen", so DEHOGA Geschäftsführer 
Christoph Becker. Die Auflage, nur bis 22 Uhr zu öffnen, sei existenzgefährdend. 
 

Dilemma der Stadt 
Die Stadt Köln hat in diesem März gerichtlich mitgeteilt bekommen, dass sie den Lärmschutz 
einhalten muss. Sollte sie das nicht tun, müsse sie ein Zwangsgeld von 5.000 Euro bezah-
len. Der Anwalt des Hallmackenreuthers erklärt gegenüber dem WDR, dass sich die Stadt in 
einem Dilemma befindet. 
Die Stadt hat direkt mehrere Maßnahmen umgesetzt, ein Alkoholverbot, frühere Schließung 
der Außengastronomie und auch Ordnungskräfte eingesetzt, die die Nachtruhe kontrollieren 
sollen. Anwalt Jan Christoph sagt, dass die Stadt gleich sehr "restriktiv" vorgegangen sei. 
Besser wäre es an einem "Runden Tisch" Kompromisse zu finden. Eine juristische Klärung 
sei schwierig bis unmöglich. 
Die Stadt Köln teilt dem WDR mit, dass nun erst einmal die Begründung des Beschlusses 
analysiert werden müsse - vorher könne sie die Entscheidung nicht kommentieren. Wann in 
diesem Fall ein Urteil im sogenannten Eilverfahren am Kölner Verwaltungsgericht gespro-
chen wird, ist noch unklar.“ 

Damit spitzt sich der Konflikt auf eine fast unlösbare Weise zu. Wenn tatsächlich die Außengastro-
nomie zur Vermeidung einer Existenzgefährdung erst um 24:00 Uhr beendet werden darf, ist eine 
Vermeidung gesundheitsgefährdender nächtlicher Geräuschbelastungen selbst bei relativ diszipli-
nierten Gästen kaum vermeidbar. „Das Lärmgutachten [siehe Ratsinformation https://ratsinforma-
tion.stadt-koeln.de/getfile.asp?id=1090418&type=do vom Sept.2025] führt aus, dass selbst eine all-
gemeine stellenweise lebhaft geführte Kommunikation ohne lautes Lachen oder Rufen in einer Per-
sonengruppe mit 15 beteiligten Personen am Messort bereits zu Mittelungspegeln von 60 dB(A) [als 
Schwelle gesundheitsgefährdender Geräuschbelastungen] führt.“  

 

https://www1.wdr.de/nrw/koeln/koeln-bruesseler-platz-aussengastronomie-stadt-scheitert-100.html
https://www1.wdr.de/nrw/koeln/koeln-bruesseler-platz-aussengastronomie-stadt-scheitert-100.html
https://ratsinformation.stadt-koeln.de/getfile.asp?id=1090418&type=do
https://ratsinformation.stadt-koeln.de/getfile.asp?id=1090418&type=do
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3.4. Ausgewählte Berichte über Lärmprobleme in den Medien 

Der Schutz vor Umgebungslärm findet zwar zurzeit kaum Beachtung in den überregionalen Medien. 
Jedoch gibt es auf regionaler Ebene zur Lärmaktionsplanung und zu Tempo 30 in den Innenstädten 
aktuell eine Fülle von Berichten, auf die der ALD im Folgenden gern aufmerksam macht.    

 

Lärmbelästigung durch Rollkoffer 
Tagesspiegel vom 08.04.2026 

Der Berliner Tagesspiegel wendet sich in seinem täglichen Online-Bericht (Checkpoint) dieser be-
sonderen Lärmquelle zu: 
„Sorgen um Bürgersteige gibt es in Kreuzberg. Beim geplanten Riesenhostel mit 2.500 Betten 
und 610 Zimmern sieht so mancher schon den Weg vor lauter Rollkoffern nicht mehr. „Überlastet 
dieses Hostel den Kiez?“, fragte sorgenvoll der CDU-Abgeordnete Timur Husein den Senat und 
erkundigte sich unter anderem, ob denn Gehwege, Straßen und Nahverkehr dem Ganzen über-
haupt gewachsen seien. Der Senat ließ das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg antworten, zu-
ständig für die Genehmigung des Hostels (und eigentlich traditionell rollkofferkritisch eingestellt): 
Alles bestens, hieß es sinngemäß, U-Bahn da, Bus auch und vor allem „ausreichend Gehwege“. 
Und der Lärm von potenziell hunderten Ein- und Aus-Checkern? Da müssen sich eben alle an 
die Vorschriften halten, teilte das Bezirksamt weiter mit. Zwischen 22 und 6 gelte Nachtruhe. Klingt 
total nach Kreuzberg. Fragt sich nur, nach welchem.“ 

 

 

Berliner verabschieden sich vom Auto – das Beispiel Graefekietz 
Tagesspiegel vom 17.06.2026 
https://www.tagesspiegel.de/berlin/berliner-verabschieden-sich-vom-auto-nur-noch-jeder-vierte-
hat-einen-eigenen-pkw-15718277.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-
vollversion&bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion 

„Immer mehr Berliner verabschieden sich vom Auto. Die Quote der Autobesitzer ist auf einen neuen 
Tiefstand gefallen. 2025 gab es nur noch 275 private Pkw pro 1000 Einwohner. Das ist der nied-
rigste Wert seit Jahrzehnten. Zwischen 2010 und 2013 waren es knapp 300 [2010/2021: 298] pro 
1000 Einwohner [-7,7 %]. 

Ende des Jahres [2025] gab es 1.074.696 private Pkw bei 3.913.644 Einwohnern. Diese Zahlen 
nannte jetzt die Senatsverkehrsverwaltung auf eine Anfrage der Grünen-Abgeordneten Antje Kapek. 
25,4 Prozent der Menschen haben ein privates Auto, also nur noch etwas mehr als jeder vierte 
Berliner. Besonders niedrig liegt die Quote in den Innenstadtbezirken Friedrichshain-Kreuzberg 
(16,8 Prozent) und Mitte (17,9 Prozent). In den Außenbezirken sind es traditionell mehr. Die meisten 
Autos haben die Menschen in Steglitz-Zehlendorf (36,4 Prozent) und Reinickendorf (33,7 Prozent). 

2010 gab es in Deutschland laut Statistischem Bundesamt 41,7 Millionen Autos, 2025 waren es 49,4 
Millionen. Die Quote stieg in diesem Zeitraum von 511 Pkw pro 1000 Einwohner auf 590. Auch in 
den anderen Großstädten gibt es deutlich mehr Autos: In Hamburg sind es 435 Pkw pro 1000 Ein-
wohner, in München 506. 

Ganz vergleichbar sind die Zahlen nicht. Das Kraftfahrtbundesamt zählt alle Autos, also auch 
solche von Firmen und Behörden. Deshalb nennt das Statistische Bundesamt für Berlin 334 Pkw 
gesamt pro 1000 Einwohner. Die nun veröffentlichten Zahlen der Verkehrsverwaltung sind nur pri-
vate Pkw. 

[Aber] auch die absolute Zahl der privaten Pkw in Berlin sinkt seit einigen Jahren. Der Höchststand 
wurde 2021 mit knapp 1,1 Millionen Privatfahrzeugen erreicht. Seitdem hat die Zahl um 23.000 ab-
genommen, obwohl die Bevölkerung in diesem Zeitraum um 138.000 Menschen gewachsen ist.“ 

 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/berliner-verabschieden-sich-vom-auto-nur-noch-jeder-vierte-hat-einen-eigenen-pkw-15718277.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion&bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion
https://www.tagesspiegel.de/berlin/berliner-verabschieden-sich-vom-auto-nur-noch-jeder-vierte-hat-einen-eigenen-pkw-15718277.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion&bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion
https://www.tagesspiegel.de/berlin/berliner-verabschieden-sich-vom-auto-nur-noch-jeder-vierte-hat-einen-eigenen-pkw-15718277.html?bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion&bezuggrd=CHP&utm_referrer=newsletter&utm_source=cp-vollversion
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Ein konkretes Beispiel für den Rückgang der Pkw-Zahlen und die entsprechende Verminderung von 
Parkplätzen liefert der Kreuzberger Graefekiez. Hier wurde zudem der Wandel wissenschaftlich 
begleitet und dessen Akzeptanz bei den dort Wohnenden untersucht. Die Ergebnisse sind ebenfalls 
in einem Artikel des Tagesspiegels vom 16.04.2026 zusammengestellt: „»Die Menschen sind bereit, 
sich zu verändern«: Im Kreuzberger Graefekiez haben neun Prozent ihr Auto abgeschafft“ (siehe 
https://www.tagesspiegel.de/berlin/die-menschen-sind-bereit-sich-zu-verandern-im-kreuzberger-
graefekiez-haben-9-prozent-ihr-auto-abgeschafft-15471347.html) 

„Im Kreuzberger Graefekiez sind seit 2023 insgesamt 712 Parkplätze umgewidmet worden. Diese 
Zahl nannte Andreas Knie vom Wissenschaftszentrum Berlin (WZB) am Mittwoch. Der Verkehrsfor-
scher stellte die Ergebnisse einer repräsentativen Studie zur Umgestaltung des Viertels vor17. Die 
Mehrheit der Bewohner sei zufrieden, nur eine kleinere Gruppe (über 50-jährige Autobesitzer) sei 
deutlich unzufrieden. 

Die Umgestaltung hatte das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg 2022 beschlossen: weniger Platz 
für Autos, mehr Platz für Menschen. Eigentlich sollte die Lösung wesentlich radikaler sein. 20.000 
Parkplätze sollten verschwinden. Unter anderem Protest der CDU verhinderte das.“ 

„Doch wie ist die Meinung der dort lebenden Menschen wirklich? Was passiert, wenn in einem Viertel 
Parkplätze verschwinden und dafür Alternativen wie neue Jelbi-Stationen angeboten werden? Das 
haben Wissenschaftler [mittels einer Befragung] untersucht.“ 

„Die Befragung fand im September und Oktober statt. 4895 Menschen im Untersuchungsgebiet wur-
den angeschrieben und bekamen Zugang zu einer Onlinebefragung.“ 

„22 Prozent schätzen die Situation nun „deutlich besser“ ein, 34 Prozent etwas besser, das sind 
mehr als die Hälfte. 20 Prozent halten die Situation jetzt für schlechter (9 Prozent etwas, 11 Prozent 
deutlich). 16 Prozent der Befragten äußerten sich neutral. Vor allem der Aspekt Kinderfreundlichkeit 
wurde sehr positiv bewertet. Das Sicherheitsempfinden und die Lärmbelastung blieben weitgehend 
unverändert. Das hat einen Grund: Verkehrsberuhigt waren die Straßen bereits seit den frühen 80er-
Jahren.“ 

„Den Verkehrsforscher Knie stimmen die Zahlen positiv. Erstmals habe sich unter den Menschen 
mit Auto eine Mehrheit für Restriktionen des Autos ausgesprochen. Sein Fazit: Privilegien für 
Autofahrer können begrenzt werden, „die Menschen sind mittlerweile bereit, sich zu verändern“. Knie 
warb dafür, dass andere Bezirke und Städte sich die Ergebnisse aus dem Kreuzberger Kiez an-
schauen sollten.“ 

[Ergänzungen und Hervorhebungen in fett durch die Redaktion] 

 

 

Die Gemeinde Bodelshausen (Landkreis Tübingen) führt Tempo 40 auf drei innerstädti-
schen Hauptverkehrsstraßen ein 

In den Medien wird breit über das Absenken der zulässigen Innerortsgeschwindigkeit zur Minderung 
der schädlichen Umwelteinwirkungen des Straßenverkehrs und zur Erhöhung der Verkehrssicher-
heit diskutiert. Überwiegend wird eine Senkung von der Regelgeschwindigkeit 50 km/h auf Tempo 
30 diskutiert oder angestrebt, da dieses eine relevante Pegelminderung um etwas 3 dB(A) mit sich 
brächte. Das wichtigste Gegenargument ist die Verlängerung der Fahrtzeiten, was vor allem auf 
Straßen für die Busse des Öffentlichen Nahverkehrs zu erhöhten Betriebsausgaben der Verkehrs-
betriebe führen würde. Aus diesem Grund wird mitunter die Tempo-40-Regelung bevorzugt. 

Am Beispiel der Gemeinde Bodelshausen sollen die Entscheidungsgrundlagen und die Abwägungs-
gründe für die Wahl von Tempo 30 oder 40 erläutert werden, weil sie im Lärmaktionsplan LAP der 
Gemeinde gut dokumentiert ist.  

 
17  Die Studie im Detail: Knie, Andreas. Schelewsky, Marc. van Nek, Lea (2026): Mobilitätsreport Nr. 10, Der Bedeutungswandel des 

Autos in der Stadt: Erfahrungen aus dem Reallabor Graefekiez in Berlin, Februar 2026, Bonn. https://www.wzb.eu/en/down-
load/file/41854  

https://www.tagesspiegel.de/berlin/die-menschen-sind-bereit-sich-zu-verandern-im-kreuzberger-graefekiez-haben-9-prozent-ihr-auto-abgeschafft-15471347.html
https://www.tagesspiegel.de/berlin/die-menschen-sind-bereit-sich-zu-verandern-im-kreuzberger-graefekiez-haben-9-prozent-ihr-auto-abgeschafft-15471347.html
https://www.wzb.eu/en/download/file/41854
https://www.wzb.eu/en/download/file/41854
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Die Südwest Presse vom 15.06.2026 hatte unter dem Titel „Lärmschutz in Bodelshausen – Tempo 
40 als Kompromiss“ darüber berichtet: „Der Gemeinderat hat einstimmig den Lärmaktionsplan be-
schlossen. Das Ergebnis: Temporeduzierung  – aber nicht so viel, wie nötig.“ (Link: 
https://www.swp.de/lokales/moessingen/laermschutz-in-bodelshausen-tempo-40-als-kompromiss-
79167870.html) 

Details sind auf den Internetseiten der Gemeinde und dort im am 10.06.2026 beschlossenen Lärm-
aktionsplan (LAP 4) zu finden: https://www.bodelshausen.de/verwaltung/laermaktionsplan 

„Der Lärmaktionsplan enthält insbesondere folgende Maßnahmen: 

• Tempo 40 ganztags auf der L 389 (Rottenburger Straße/Bahnhofstraße) sowie der  
K 6931 (Hechinger Straße) und K 6932 (Bahnhofstraße), 

• Ausbesserung hervorstehender Kanal- und Schachtdeckel, 
• Einbau lärmmindernder Fahrbahnbeläge in besonders belasteten Bereichen, 
• Maßnahmen zur Anzeige und Kontrolle der zulässigen Höchstgeschwindigkeit.“ 

(Link zu LAP4: https://www.bodelshausen.de/site/Bodelshausen-Internet-BFO/get/documents_E-
1199809172/bodelshausen/Objekte_Bodelshausen/Lärmaktions-
plan/LAP_Bodelshausen_20260610.pdf) 

Die Gutachter hatten für die drei hochbelasteten Straßen Tempo 30 ganztägig vorgeschlagen, zu-
gleich aber auch die negativen Auswirkungen auf andere Belange geprüft wie die Verlängerung der 
Fahrzeiten. Der Gemeinderat hat dann auf seiner Sitzung am 09.06.2026 den LAP-Stufe 4 in der 
oben zitierten Form beschlossen. 

In der Tabelle 12 des LAP4 wird der Vergleich der betroffenen Einwohner:innen mit/ohne Geschwin-
digkeitsreduzierung dargestellt (S. 39). Danach sind mit einem nächtlichen Beurteilungspegel ge-
mäß RLS-1918 von 55 dB(A) und mehr  

• bei Tempo 50    472 Einwohner  

• bei Tempo 40    370 Einwohner 

• und bei Tempo 30  116 Einwohner 

belastet. Nimmt man eine Belastung von 55 dB(A) nachts als die Schwelle relevanter Risikoerhö-
hungen für gesundheitlichen Schäden an, so kann auch Tempo 30 allein diese nicht vollständig 
reduzieren. Bei Tempo 40 ist aber die verbleibende Zahl Hochbelasteter mehr als dreimal so hoch.  

 

 

Autonomes Fahren und Verkehrswende im ländlichen Raum 

Autonomes Fahren ist ein Element der Verkehrswende. Es kann als Teil des Öffentlichen Verkehrs 
Mobilität in Verkehrsrandzeiten und in dünn besiedelten Räumen zu akzeptablen Kosten ermögli-
chen und ist deshalb für den ländlichen Raum wichtiger als in den Städten mit bereits bestehender 
guter ÖPNV-Infrastruktur. Es wäre zudem ein bedeutsamer Beitrag zur Mobilitätsgerechtigkeit, der 
Sicherung der Mobilität auch für einkommensschwache Personen und Familien. Darauf weisen Ben-
jamin Scher, Geschäftsführer des Beratungsunternehmens Movingfutures, und Karsten Leist, Ge-
schäftsführer der VNO Verkehrsgesellschaft Nord-Ost-Niedersachsen, in ihrem Beitrag für den Ta-
gesspiegel Background Verkehr hin („Autonome Mobilität: Städte profitieren, aber im ländlichen 
Raum liegt der eigentliche Schlüssel zur Verkehrswende“ vom 29.04.2026. https://background.ta-
gesspiegel.de/verkehr-und-smart-mobility/briefing/staedte-profitieren-aber-im-laendlichen-raum-
liegt-der-eigentliche-schluessel-zur-verkehrswende):  

„In Deutschland leben Millionen Menschen in Landkreisen, in denen der öffentliche Nahverkehr fak-
tisch nicht mehr als eine Grundversorgung auf dem Papier darstellt. Die Busse fahren morgens zur 
Schule und nachmittags zurück. Dazwischen, abends und am Wochenende: oft nichts. 

 
18 Rechnerisch ergibt sich nach der RLS-19 mit den Standardwerten für die Fahrzeuganteile auf Landes-, Kreis- und Gemeindeverbin-

dungs-Straßen bei Tempo 30 nachts eine Minderung von 2,42 dB(A), bei Tempo 40 sind es 1,43 dB(A) 

 

https://www.swp.de/lokales/moessingen/laermschutz-in-bodelshausen-tempo-40-als-kompromiss-79167870.html
https://www.swp.de/lokales/moessingen/laermschutz-in-bodelshausen-tempo-40-als-kompromiss-79167870.html
https://www.bodelshausen.de/verwaltung/laermaktionsplan
https://www.bodelshausen.de/site/Bodelshausen-Internet-BFO/get/documents_E-1199809172/bodelshausen/Objekte_Bodelshausen/Lärmaktionsplan/LAP_Bodelshausen_20260610.pdf
https://www.bodelshausen.de/site/Bodelshausen-Internet-BFO/get/documents_E-1199809172/bodelshausen/Objekte_Bodelshausen/Lärmaktionsplan/LAP_Bodelshausen_20260610.pdf
https://www.bodelshausen.de/site/Bodelshausen-Internet-BFO/get/documents_E-1199809172/bodelshausen/Objekte_Bodelshausen/Lärmaktionsplan/LAP_Bodelshausen_20260610.pdf
https://background.tagesspiegel.de/verkehr-und-smart-mobility/briefing/staedte-profitieren-aber-im-laendlichen-raum-liegt-der-eigentliche-schluessel-zur-verkehrswende
https://background.tagesspiegel.de/verkehr-und-smart-mobility/briefing/staedte-profitieren-aber-im-laendlichen-raum-liegt-der-eigentliche-schluessel-zur-verkehrswende
https://background.tagesspiegel.de/verkehr-und-smart-mobility/briefing/staedte-profitieren-aber-im-laendlichen-raum-liegt-der-eigentliche-schluessel-zur-verkehrswende
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Die Konsequenz ist eine systematische Benachteiligung aller, die nicht selbst fahren können oder 
wollen. Ältere Menschen, die den Führerschein abgeben, verlieren mit ihrer Mobilität auch ihre ge-
sellschaftliche Teilhabe: zum Arzt, zum Einkauf, zu Freunden. Jugendliche unter 18 sind vollständig 
davon abhängig, ob ihre Eltern Zeit und Möglichkeit haben, sie zu fahren.“ 

„Autonome Fahrzeuge lösen im ländlichen Raum ein strukturelles Problem, das mit konventionellem 
Betrieb nicht lösbar ist. Heute scheitert ein dichtes ÖPNV-Angebot auf dem Land nicht am Willen, 
sondern an den Kosten.“ 

Die Autoren haben für den Landkreis Uelzen in Niedersachsen (rund 92.000 Einwohner) die Kosten 
für as „Elterntaxi“ berechnet (als Monetarisierung der verlorenen Arbeitszeit und Wirtschaftsleis-
tung). 
„Das Ergebnis: Allein im Landkreis Uelzen beträgt der wirtschaftliche und gesellschaftliche Mehr-
wert, der durch die Substitution des Elterntaxis freigesetzt werden könnte, konservativ geschätzt 
circa zehn Millionen Euro pro Jahr.“ Hochrechnet auf die Bundesrepublik wären das Milliardenbe-
träge. 

„Doch die ökonomische Dimension ist nur die halbe Wahrheit. Während einkommensstärkere Fami-
lien die Fahrten zu Freizeitaktivitäten irgendwie organisiert bekommen, scheitert in anderen Familien 
die soziale Teilhabe der Kinder nicht am Vereinsbeitrag, sondern auch an der Fahrt dorthin. Das ist 
kein Verkehrsproblem, sondern ein Gerechtigkeitsproblem.“ 

Sie folgern: 
„Der Anspruch an die nächste Welle autonomer Verkehre muss [….] sein: keine Technikdemonstra-
tionen, keine roten Bänder für Politikerinnen und Politikern, keine Hochglanzberichte für Fördermit-
telgeber, sondern ein Angebot, das so gut ist, dass eine 16-Jährige in Bienenbüttel damit nachmit-
tags zum Sport nach Uelzen kommt. Und ihre Eltern dafür nicht ihre Arbeitszeit reduzieren müssen.“ 

 

 

Bezahlbares Wohnen: Vonovia fordert dazu die Senkung der Lärmstandards  

In zwei Beiträgen berichtet der mdr am 19.06.2026 über diese Forderung: 

• „Ohne Lärmschutz & Balkone – Vonovia schlägt vor, Baustandards zu senken“ 
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wirtschaft/baukosten-senkung-balkon,vonovia-
164.html  
„Mieten explodieren, Wohnraum wird knapper. Der Immobilienkonzern Vonovia will den Bau-
Turbo zünden und fordert dafür von der Politik, Standards beim Neubau zu senken: zum Bei-
spiel beim Lärmschutz.“ 

• Ohne Lärmschutz: Günstige Miete, schneller Wohnungsbau? 
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/klartext-vonovia-billig-bauen-,video-
1601252.html  
Der Mieterverein Dresden widerspricht: 
"Das haben wir ganz häufig bei uns in der Beratung. Wenn die Leute in diesen Häusern aus 
den 50er-Jahren oder der Jahrhundertwende wohnen – was da für ein Leidensdruck entsteht, 
wenn ich jedes Geräusch, jeden Schritt, jeden Nieser meines Nachbarn höre. Das möchte kei-
ner mehr. Man sei deshalb sehr froh, dass es so etwas in einem Neubau aufgrund der beste-
henden Vorschriften nicht mehr gebe“ 

 

 

Innovativer Lärmschutz für den innerstädtische Park Brandtsgarten in Mönchengladbach 
Extratipp am Sonntag vom 13.06.2026 
https://www.extra-tipp-am-sonntag.de/moenchengladbach/brandtsgarten-bekommt-neuartige-
laermschutzwand_aid-149732321  

https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wirtschaft/baukosten-senkung-balkon,vonovia-164.html
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wirtschaft/baukosten-senkung-balkon,vonovia-164.html
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/klartext-vonovia-billig-bauen-,video-1601252.html
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/klartext-vonovia-billig-bauen-,video-1601252.html
https://www.extra-tipp-am-sonntag.de/moenchengladbach/brandtsgarten-bekommt-neuartige-laermschutzwand_aid-149732321
https://www.extra-tipp-am-sonntag.de/moenchengladbach/brandtsgarten-bekommt-neuartige-laermschutzwand_aid-149732321
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Darauf weist die Online-Publikation „Extratipp am Sonntag“ unter dem Titel „Mönchenglad-
bach · Brandtsgarten bekommt eine innovative Lärmschutzeinrichtung und zusätzliche Beleuch-
tung“ hin. 

„Die neue Lärmschutzeinrichtung wird etwa 87 Meter lang sein und eine Höhe von nur etwa 1,10 
Metern haben. Niedrige Systeme wie dieses sind in Deutschland relativ neu. Verbaut wird ein pa-
tentgeschütztes System der niederländischen Firma 4Silence, das mit Diffraktion, also Schallbeu-
gung arbeitet. Durch die spezielle Beschaffenheit der Module werden Schallwellen nach oben ab-
geleitet. Der Lärm für die Menschen im Brandtsgarten und die Anwohnenden kann so spürbar redu-
ziert werden. Dank der geringen Höhe wirkt die Lärmschutzeinrichtung weniger wuchtig als eine 
klassische Lärmschutzwand. Zugleich bleibt der Park einsehbar, was die soziale Kontrolle und Si-
cherheit im Park fördert. Zusätzliche Leuchten sorgen für eine optimale Ausleuchtung im Bereich 
des Fuß- und Radwegs.“ 

 

Abbildung 3.1: Innovative Lärmschutzwand am Park Brandtsgarten in Mönchengladbach (Diffraktionsaufsatz auf eine nied-
rige Gabionenwand). Im Bild vorn rechts die Informationstafel zur Wand (Foto: M. Hilgers, Fachbereich Stadtentwicklung 
und Planung, Abteilung Verkehrsplanung der Stadt Mönchengladbach, 11.07.2026) 
 

4Silence hatte mit diesem Produkt den DEGA-Lärmschutzpreis 2022 gewonnen (siehe 
https://www.dega-akustik.de/laermschutzpreis und den umfassenden Bericht hierzu im Akustik Jour-
nal, Ausgabe 02/22 (Juni 2022), https://www.dega-akustik.de/publikationen/akustik-journal.  

Weitere Informationen können der Internetseite der Stadt Mönchengladbach entnommen werden 
(https://www.moenchengladbach.de/aktuell-aktiv/newsroom/innovative-loesung-fuer-weniger-
laerm-im-brandtsgarten). 

Die Wand wurde vom 23. bis 25.06.2026 errichtet. Nach Abschluss der Maßnahme fand am 11. Juli 
eine kleine Feier im Brandtsgarten statt, bei der über das innovative Lärmschutzsystem informiert 
und die gesamte Aufwertung des Brandtsgartens gewürdigt wurde. Die erzielbaren Pegelminderun-
gen wurden durch Vorher-Nachher-Messungen in einem Messabschnitt bestimmt bzw. für den ge-
samten Park prognostiziert. Die Vorher-Nachher-Messungen ergaben für Immissionsorte bis ca. 9 
m hinter der Wand in 1,5 m Höhe eine Pegelminderung zwischen 7,4 bis 8,4 dB(A). Damit liegt die 
zusätzliche Wirkung des Diffraktionelements bei ca. 3 dB(A). 

Der Park Brandtsgarten liegt an der Waldnieder Straße, eine Hauptverkehrsstraße im Sinne der EU-
Richtlinie zum Umgebungslärm  (ULR). Sie wird entsprechend im 4. Lärmaktionsplan der Stadt vom 

https://www.dega-akustik.de/laermschutzpreis
https://www.dega-akustik.de/publikationen/akustik-journal
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3. Januar 2024 (Entwurfsstand inkl. Ratsbeschluss) zwar aufgeführt (siehe https://www.moenchen-
gladbach.de/fileadmin/user_upload/FB61/61.40/Entwurf LAP 4. Runde_03-01-24_inkl. Be-
schluss.pdf, LAP4), für sie sind keine Maßnahmen geplant. Mönchengladbach hat aus pragmati-
schen Gründen als Bearbeitungsschwelle u.a. eine nächtliche Dauerbelastung (Lnight) > 58 dB(A) 
(LAP4, S. 32) eingeführt, um den Arbeitsaufwand im LAP4 handhabbar zu machen. Die nächtliche 
Belastung an der Waldnieder Straße liegt zwischen 55 und 58 dB(A), sodass sie nicht zu den Stra-
ßen gehört, für die Maßnahmen geplant werden. 

 Der Park Brandtsgarten gehört zu den „Ruhigen Gebieten“ gemäß ULR, die in Mönchengladbach 
fünf Typen umfassen (LAP4, S. 69/70): 

• Landschaftsraum mit besonders ruhigen Gebieten (Lden von <45 dB(A) in der Kernfläche) 

• Landschaftsraum mit ruhigen Gebieten (Lden von <55 dB(A) in der Kernfläche) 

• Stadtnaher Erholungsraum 

• Stadtoase 

• Ruhige Achsen mit Erholungs- und/ oder Verbindungsfunktion 

Eine Stadtoase ist ein Ort, der trotz hoher Geräuschbelastung der Bevölkerung zur wohnungsnahen 
Erholung dient. 

Die Installation der innovativen Lärmschutzwand ist als Sonderprojekt, das im Dezember 2024 ge-
startet wurde, nicht im LAP4 enthalten. 

 

 

Fragwürdige Studie zu Infraschall und Herzkrankheiten 

Unter diesem Titel berichtete der Faktenfinder der ARD Tagesschau am 10.06.2026 (siehe 
https://www.tagesschau.de/faktenfinder/windenergie-infraschall-100.html).  

„Windkraftgegner verbreiten eine Untersuchung zu Infraschall im Netz. Demnach seien die Schall-
wellen von Windrädern gesundheitsgefährdend. Wissenschaftler kritisieren die Methodik der Unter-
suchung jedoch deutlich.“ 

"»Infraschall von Windrädern schädigt das menschliche Herz – und zwar messbar und signifikant«, 
heißt es auf der Facebookseite der Schweizer Initiative »IG Gegenwind Auf-Heerbrug«. Der Beitrag 
bezieht sich auf eine aktuelle Untersuchung, die auf dem diesjährigen Kongress der Deutschen Ge-
sellschaft für Innere Medizin im April [2026] als Poster veröffentlicht wurde. Darin wird ein Zusam-
menhang von Infraschall durch Windräder und bestimmten Herzerkrankungen festgestellt.“ 

„Es wurden vier Gemeinden im Kreis Paderborn miteinander verglichen: Zwei mit vielen installierten 
Windkraftanlagen, zwei mit wenigen. Das Ergebnis: In den Gemeinden mit vielen Anlagen gebe es 
mehr neue Herzerkrankungen. Daraus ziehen die Autoren den Schluss, dass sofort Maßnahmen zu 
ergreifen seien, um die Bevölkerung über dieses Risiko aufzuklären.“ 

„Experten kritisieren Methodik 

Bernd Kowall, Epidemiologe an der Uniklinik Essen, findet auf dem einseitigen Poster mehrere An-
haltspunkte, die die Aussagekraft der Untersuchung infrage stellen. Die Autoren hätten [u.a.] ein 
Studiendesign gewählt, in dem nicht die Daten einzelner Personen – wie weit wohnt jemand von 
Windrädern entfernt, welchem Infraschall ist jemand ausgesetzt – ausgewertet werden, sondern 
nur, ob in einzelnen Gemeinden viele oder wenige Windräder installiert sind, sagt Kowall.“  

„Ob in den Gemeinden mit mehr Windrädern also tatsächlich mehr Herzerkrankungen auftreten, 
könne laut Kowall nicht sicher beurteilt werden. »Auf dieser Grundlage die Schlussfolgerung zu zie-
hen, dass Maßnahmen zur Aufklärung der Bevölkerung zu ergreifen sei, ist nicht zulässig«, sagt 
Kowall.“ 
 
 

 

 

https://www.moenchengladbach.de/fileadmin/user_upload/FB61/61.40/Entwurf%20LAP%204.%20Runde_03-01-24_inkl.%20Beschluss.pdf
https://www.moenchengladbach.de/fileadmin/user_upload/FB61/61.40/Entwurf%20LAP%204.%20Runde_03-01-24_inkl.%20Beschluss.pdf
https://www.moenchengladbach.de/fileadmin/user_upload/FB61/61.40/Entwurf%20LAP%204.%20Runde_03-01-24_inkl.%20Beschluss.pdf
https://www.tagesschau.de/faktenfinder/windenergie-infraschall-100.html


 

 

 37 

Stadt Köln droht Zwangsgeld von 5.000 Euro wegen Partylärm 

Die unendliche Geschichte des Gastronomielärms am Brüsseler Platz – der ALD hat dazu mehrfach 
berichtet – hat ein neues Kapitel bekommen.  Das  Webportal von Microsoft  MSN zitiert einen Bei-
trag von RP Online vom 13.06.2026: 

https://www.msn.com/de-de/nachrichten/panorama/stadt-k%C3%B6ln-droht-zwangsgeld-von-5-
000-euro-wegen-partyl%C3%A4rm/ar-AA23zd0H 

„Köln. Im Streit um nächtlichen Partylärm am Brüsseler Platz stellen Anwohner einen Voll-
streckungsantrag gegen die Stadt Köln. Das OVG gibt ihnen recht. Jetzt muss das Verwal-
tungsgericht entscheiden. 

Im Streit um nächtlichen Lärm am Brüsseler Platz muss Köln mit einem Zwangsgeld rechnen. Das 
Verwaltungsgericht prüft einen Antrag von Anwohnern auf 5.000 Euro. 

Im seit Jahren schwelenden Streit um Partylärm auf dem Brüsseler Platz in Köln muss die Stadt jetzt 
mit finanziellen Folgen rechnen. Laut Verwaltungsgericht Köln haben Anwohner einen Antrag auf 
Vollstreckung eines Zwangsgeldes in Höhe von 5.000 Euro gestellt, über den jetzt das Gericht ent-
scheiden muss. In der vergangenen Woche hatte das Oberverwaltungsgericht (OVG) für das Land 
Nordrhein-Westfalen entschieden, dass eine Zwangsgeldandrohung rechtens sei. 

Die Gerichte bestätigen damit die Ansicht von Anwohnern, dass die Stadt nach einem Urteil des 
OVG vom 28. September 2023 den Lärmschutz nicht wie vom Gericht gefordert effektiv umgesetzt 
habe. Dabei geht es um gesundheitsgefährdenden Lärm für die Anwohner in den Nachtstunden. Die 
Stadt hatte bis zum 15. Mai 2026 Zeit, die Vorgaben umzusetzen. Der Brüsseler Platz gilt in der 
Domstadt als einer der Treffpunkte für die Feierszene besonders in der wärmeren Jahreszeit. 

Laut OVG hatten aktuelle Messungen im März und April 2026 trotz kühler Witterung und vorüberge-
hender Schließung eines Lokals nächtliche Lärmwerte ergeben, die nur knapp unter der Grenze der 
Gesundheitsgefahr liegen. Daher müsse die Stadt davon ausgehen, so das Gericht in Münster in 
der Vorwoche, dass es bei wärmeren Tagen und einer damit verbundenen höheren Besucherfre-
quenz zu einer unzumutbaren Lärmbeeinträchtigung komme. Das OVG wirft der Stadt vor, dass ein 
Gesamtkonzept zur Ermittlung der vielen Lärmquellen und eine Überprüfung der bislang getroffenen 
Maßnahmen bis heute fehle.“ 

 

 

Hammer der Woche 
Zoff um Lärmschutz an Bahnstrecke 

Das ZDF veröffentlicht in seiner Sendereihe „Länderspiegel“ jede Woche eine „Geschichte über 
Fehlplanung und Bürokratie-Irrsinn“ (ZDF: https://www.zdf.de/reportagen/laenderspiegel-hammer-
der-woche-106) unter der Rubrik „Hammer der Woche“. In der 23. Kalenderwoche hat der Hammer 
die Bahn erwischt. Am 06.06.2026 wurde unter dem Titel „Hammer der Woche – Zoff um Lärmschutz 
an Bahnstrecke“ (https://www.zdfheute.de/video/laenderspiegel/laenderspiegel-vom-6-juni-2026-
100.html) über das Lärmsanierungsprogramm an den Schienenwegen des Bundes in Gevelsberg 
berichtet, einer Stadt im südlichen Ruhrgebiet. Durch Gevelsberg gehen die Bahnlinien 2423 (Ge-
velsberg West – Hagen) und 2550 (Aachen – Kassel), die im Lärmsanierungsprogramm aufgenom-
men worden sind. Dort sind laut der Interaktiven Karte zum Lärmsanierungsprogramm (siehe 
https://laermsanierung.deutschebahn.com/karte/index.html#/details/05384) Schallschutzwände 
(SSW) von 5,4 km Länge im Bau.  

In Gevelsberg haben die Betroffenen seit 20 Jahren auf den Lärmschutz gewartet. 2018 wurden die 
Planungen in Gevelsberg (u.a. an der Waldstraße) vorgestellt. Die Wohngebiete an der Waldstraße 
sollten eine Schallschutzwand bekommen, die gegenüberliegende Kleingartensiedlung jedoch nicht. 
Abweichend davon beginnen im Febr. 2026 die Bauarbeiten ausschließlich vor der Kleingartensied-
lung. Die Bahn spricht von „baulogistischen Gründen“, die Wand würde das hinter der Kleingarten-
siedlung liegende Wohngebiet schützen. Das Wohngebiet direkt an der Trasse bekäme nach 2030(!) 

https://www.msn.com/de-de/nachrichten/panorama/stadt-k%C3%B6ln-droht-zwangsgeld-von-5-000-euro-wegen-partyl%C3%A4rm/ar-AA23zd0H
https://www.msn.com/de-de/nachrichten/panorama/stadt-k%C3%B6ln-droht-zwangsgeld-von-5-000-euro-wegen-partyl%C3%A4rm/ar-AA23zd0H
https://www.zdf.de/reportagen/laenderspiegel-hammer-der-woche-106
https://www.zdf.de/reportagen/laenderspiegel-hammer-der-woche-106
https://www.zdfheute.de/video/laenderspiegel/laenderspiegel-vom-6-juni-2026-100.html
https://www.zdfheute.de/video/laenderspiegel/laenderspiegel-vom-6-juni-2026-100.html
https://laermsanierung.deutschebahn.com/karte/index.html#/details/05384
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ebenfalls eine SSW. Die Wand an der gegenüberliegenden Seite würde hochabsorbierend ausge-
bildet und deshalb die Geräuschbelastung für das Wohngebiet nicht erhöhen. Die Betroffenen sind 
davon nicht überzeugt. 

Eine Reaktion der Deutschen Bahn über die nicht besonders transparenten „baulogistischen 
Gründe“ hinaus scheint öffentlich nicht vorzuliegen. Dabei weiß man, dass eine gute Kommunikation 
zu einer Minderung der Beeinträchtigungen beiträgt. 

 

 

„Lärmblitzer“ gegen Autoposer in Österreich 

Am 21.08.2025 hat das Land Salzburg ein Pilotprojekt in Salzburg mit dem Einsatz von so genannten 
Lärmblitzern gestartet, die es ermöglichen sollen, „einzelne Fahrzeuge auf Grund von Überschrei-
tungen von zulässigen Lärmgrenzen eindeutig zu identifizieren.“ (Quelle: Land Salzburg. „Land star-
tete Pilotprojekt mit »Lärmblitzer19«“, 22. August 2025, https://service.salzburg.gv.at/lkorrj/de-
tail?nachrid=71449):  

„Das Joanneum Research mit Sitz in Graz hat die Lärmblitzer entwickelt. Es handelt sich um ein 
innovatives Messsystem zur Erfassung, Analyse und Dokumentation von Lärmemissionen im Stra-
ßenverkehr. Ziel ist es, unzulässige Schallereignisse automatisiert zu erkennen, dem verursachen-
den Fahrzeug eindeutig zuzuordnen und deren Kennzeichen zu dokumentieren.“ 

„Lärmbelästigung durch technisch manipulierte Fahrzeuge sind ein wachsendes Problem. Die Poli-
zei sieht sich zunehmend mit der Herausforderung konfrontiert, derartige Verstöße effektiv zu ahn-
den. Dafür fehlt nämlich noch ein zuverlässiges Messsystem, das mobil einsetzbar und geeignet ist, 
gerichtsfeste Beweise für unzulässige Lärmemissionen im Straßenverkehr zu liefern. Zudem sind 
auch die rechtlichen Grundlagen für automatisierte Ahndungen noch nicht vorhanden20.“ 

Das Pilotprojekt hat zu ersten Anzeigen geführt, siehe ORF „Erste Anzeigen durch Lärmblitzer“ vom 
29. September 2025, https://salzburg.orf.at/stories/3323701/:  

„Der Einsatz des Lärmblitzers in der Stadt Salzburg an der Innsbrucker Bundesstraße sei erfolgreich, 
das meldet das Land Salzburg. Das neuentwickelte Messgerät aus der Steiermark habe drei über-
laute Fahrzeuge festgestellt.“ 

Das Pilotprojekt ist 2026 auf das ganze Land Salzburg ausgeweitet worden (siehe Kronen Zeitung 
vom 25.03.2026 „Getunte Fahrzeuge – Kampf gegen den Lärm künftig im gesamten Land“, 
https://www.krone.at/4088315). Einzelheiten dazu, z.B. über die geplanten Standorte, wurden nicht 
mitgeteilt, ebenso wenig vom Land Salzburg selbst. 

Inzwischen wird die Anwendung der „Lärmblitzers“ auch in anderen österreichischen Städten disku-
tiert, z.B. in Graz und in Klagenfurt. 

Graz 
siehe  

• „Kleine Zeitung“, Graz, vom 17. Mai 2026 „Neuer Lärm-Blitzer aus Graz sorgt für politischen 
Streit“, https://www.kleinezeitung.at/artikel/24191771/neuer-laerm-blitzer-aus-graz-sorgt-fuer-
politischen-streit  
„Ein in Graz entwickelter „Lärm-Blitzer“ soll zu laute Autos erkennen und aus dem Verkehr zie-
hen. Während die Grünen auf einen Testlauf drängen, verweist die FPÖ auf fehlende gesetzli-
che Grundlagen.“ 

• Internetportal 5min der fivemedia GmbH „5000 Euro Strafe? Neuer Lärm-Blitzer in Graz spaltet 
die Politik“ vom 5. Juni 2026, https://www.5min.at/graz/5202606051233/5000-euro-strafe-
neuer-laerm-blitzer-in-graz-spaltet-die-politik/  
„Ein in Graz entwickeltes Messsystem könnte künftig gezielt gegen lärmende Autos und Motor-
räder vorgehen. Während Befürworter auf mehr Ruhe in Wohngebieten hoffen, gibt es Kritik an 

 
19  siehe zum „Lärmblitzer“ die umfangreiche Information im ALD-Newsletter, z.B.  Newsletter 4/2025, Abschnitt 2.2. „Umweltminister-

konferenz beschließt Berliner Initiative zu „Lärmblitzern““, Abschnitt 2.3. „Bericht des Schweizer Eidgenössischen Departements für 
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK zum Einsatz von „Lärmblitzern““ oder im aktuellen Newsletter Abschnitt 2.8 
„Entschließung des Bundesrates zur wirksameren Bekämpfung des sogenannten »Autoposing « im öffentlichen Straßenraum“ 

20  Wie auch in Deutschland und der Schweiz nicht, wo ebenfalls das Problem des exzessiven und unnötigen Kfz-Lärms weit verbreitet 
ist und „Lärmblitzer“ erprobt werden. 

https://service.salzburg.gv.at/lkorrj/detail?nachrid=71449
https://service.salzburg.gv.at/lkorrj/detail?nachrid=71449
https://salzburg.orf.at/stories/3323701/
https://www.krone.at/4088315
https://www.kleinezeitung.at/artikel/24191771/neuer-laerm-blitzer-aus-graz-sorgt-fuer-politischen-streit
https://www.kleinezeitung.at/artikel/24191771/neuer-laerm-blitzer-aus-graz-sorgt-fuer-politischen-streit
https://www.5min.at/graz/5202606051233/5000-euro-strafe-neuer-laerm-blitzer-in-graz-spaltet-die-politik/
https://www.5min.at/graz/5202606051233/5000-euro-strafe-neuer-laerm-blitzer-in-graz-spaltet-die-politik/
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den rechtlichen Rahmenbedingungen.“ 
„Nun könnte Graz selbst zum nächsten Teststandort werden. Die Grazer Grünen sprechen sich 
für einen Pilotversuch in der Landeshauptstadt aus. Gemeinderat Tristan Ammerer sieht in der 
Technologie eine Chance, die Lebensqualität in stark belasteten Wohngebieten zu verbessern. 
»Wenn wir bereits die technische Möglichkeit haben, gezielt gegen solche Lärmerregung vor-
zugehen, dann sollten wir sie auch nutzen«, betont Ammerer, so aus einem Bericht der Kleinen 
Zeitung.“  
„[Das ]Land [Steiermark] verweist auf fehlende Rechtsgrundlage 
Die Begeisterung wird auf Landesebene allerdings gebremst. Verkehrslandesrätin Claudia Hol-
zer verweist darauf, dass sich die Technologie derzeit noch in einer Entwicklungs- und Test-
phase befindet. Zudem fehle aktuell eine rechtliche Grundlage für den Einsatz solcher Geräte. 
Weder die Straßenverkehrsordnung noch andere Gesetze würden derzeit einen automatisier-
ten Einsatz von Lärm-Blitzern ermöglichen. »Die Erkenntnisse aus den Testphasen sind zu-
nächst abzuwarten«, heißt es aus dem Büro der Landesrätin.“ 

Klagenfurt 
Nach Mitteilung des Stadtportals „Mein Klagenfurt“ vom 10.06.2026 fordert die ÖVP im Gemeinderat 
von Klagenfurt die Einführung von Lärmblitzern gegen Verkehrsposer in Klagenfurt. Sie hat dazu 
einen Dringlichkeitsantrag zur Gemeinderatssitzung am 10.06.2026 eingebracht (https://www.mein-
klagenfurt.at/aktuelle-pressemeldungen/pressemeldungen-juni-2026/gemeinderat-oevp-fordert-
laermblitzer-gegen-verkehrsposer-in-klagenfurt):  

„Konkret fordert die Volkspartei eine Resolution an die Bundesregierung mit dem Ziel, eine gesetz-
liche Grundlage für sogenannte »Lärmblitzer« zu schaffen. Diese technischen Systeme sollen künf-
tig unnötigen Fahrzeuglärm messen und Verstöße rechtssicher erfassen können. Laut Antrag fehlen 
derzeit noch klare gesetzliche Regelungen etwa bei Messung, Kennzeichenerfassung, Datenschutz, 
Gerätezulassung und Beweissicherheit.“ 

Weitere Informationen zum Dringlichkeitsantrag liegen allerdings nicht vor. 

 

 

Ruhe im Tal – Proteste gegen den Alpentransitverkehr in Österreich 

Am Samstag, den 30.05.2026 wurde die Brennerautobahn auf der österreichischen Seite des 
Wipptals21 wegen einer Protestaktion gesperrt. Die dortigen Einwohner wenden sich gegen die im-
mensen Belastungen und Beeinträchtigungen durch den Transitverkehr. Die Minderung des Stra-
ßenverkehrslärm ist eine der zentralen Forderungen der Betroffenen.  

Auch auf einer anderen Alpen-Transitstraße, der Fernpassstraße22 von Füssen bis nahe dem Inn-
tal, finden Protestaktionen statt (siehe unten).  

Der Protest auf der Brennerautobahn 

Die Aktion im Wipptal hat ein beträchtliches politisches und mediales Echo gefunden, siehe z.B.  

• ARD:  
„Warum der Brenner dicht ist – und welche Alternativen es gibt“ am 29.05.2026 
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/brenner-blockade-100.html [ARD] 

• ZEIT online:  
„Warum Anwohner den Brenner lahmlegen und womit Reisende rechnen müssen“ vom 28. Mai 
2026 
https://www.zeit.de/mobilitaet/2026-05/brennerautobahn-sperrung-demonstration-transitver-
kehr-pfingstferien-faq [ZEIT] 

 
21  Das Wipptal liegt nördlich und südlich des Brennerpasses, damit auf österreichischem und italienischem Staatsgebiet bzw. in Tirol 

und in Südtirol. 
22  Die österreichische Fernpassstraße entspricht in etwa einem Abschnitt der Via Claudia Augusta, eine der wichtigsten römischen 

Straßen des Römischen Reiches zwischen Augsburg und der Poebene. Heute ist sie die Tiroler Landesstraße B179, für die das jähr-
liche Tiroler Fahrverbot vom 15. April bis 31. Oktober für besonders laute Motorräder nicht gilt (siehe https://www.oeamtc.at/news/ti-
rol/fahrverbote-fuer-laute-motorraeder-38294587).  

https://www.mein-klagenfurt.at/aktuelle-pressemeldungen/pressemeldungen-juni-2026/gemeinderat-oevp-fordert-laermblitzer-gegen-verkehrsposer-in-klagenfurt
https://www.mein-klagenfurt.at/aktuelle-pressemeldungen/pressemeldungen-juni-2026/gemeinderat-oevp-fordert-laermblitzer-gegen-verkehrsposer-in-klagenfurt
https://www.mein-klagenfurt.at/aktuelle-pressemeldungen/pressemeldungen-juni-2026/gemeinderat-oevp-fordert-laermblitzer-gegen-verkehrsposer-in-klagenfurt
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/brenner-blockade-100.html
https://www.zeit.de/mobilitaet/2026-05/brennerautobahn-sperrung-demonstration-transitverkehr-pfingstferien-faq
https://www.zeit.de/mobilitaet/2026-05/brennerautobahn-sperrung-demonstration-transitverkehr-pfingstferien-faq
https://www.oeamtc.at/news/tirol/fahrverbote-fuer-laute-motorraeder-38294587
https://www.oeamtc.at/news/tirol/fahrverbote-fuer-laute-motorraeder-38294587
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• SWR: 
„Brenner-Autobahn nach Sperrung durch Proteste wieder geöffnet – Mehrere Tausend Men-
schen protestieren gegen Verkehrsbelastung“ am 30.5.2026 
https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/brenner-autobahn-sperre-auswirkungen-
100.html [SWR] 

Der Artikel in der Zeit stellt die Ereignisse am präzisesten dar und soll deshalb vorrangig zitiert 
werden: 

„Am Samstag, dem 30. Mai, wird die Brennerautobahn A 13 zwischen der Mautstelle Schönberg23 
in Tirol und der Passhöhe in beiden Richtungen voll gesperrt. Die Sperre gilt auch für die neben der 
Autobahn verlaufenden Ausweichstraßen B 132 und L 38. Von 11 Uhr bis 19 Uhr darf niemand 
durchfahren. »Für Durchreisende ist es am 30. Mai nicht möglich, den Brennerkorridor zu nutzen«, 
teilte die Landesregierung des österreichischen Bundeslandes mit.“ 

 „Wogegen richtet sich die Demonstration auf der Brennerautobahn? 

Der Protest richtet sich gegen die immense Verkehrsbelastung, unter der die Menschen leiden, die 
in den Gemeinden rund um die Brennerautobahn leben. Angemeldet hat die Demonstration Karl 
Mühlsteiger, der Bürgermeister der österreichischen Gemeinde Gries24 am Brenner. Mühlsteiger hat 
bereits in der Vergangenheit zwei ähnliche Demonstrationen angemeldet. Die Behörden hatten sie 
allerdings aus Sorge vor einem Verkehrschaos nicht genehmigt. 

Im vergangenen Jahr gab das Tiroler Landesverwaltungsgericht einer Beschwerde gegen diese Ent-
scheidungen statt: Es sah die Versammlungsfreiheit verletzt. Ein Untersagen der Demonstration 
gegen eine hohe Verkehrsbelastung am Brenner und im Wipptal »mit einer hohen Verkehrsbelas-
tung zu begründen, führt im Grunde die Versammlungsfreiheit ad absurdum«, begründete das Ge-
richt.“ 

„Wie groß ist die Verkehrsbelastung an der Brennerautobahn? 

Die Brennerautobahn wurde in den 1960er-Jahren in Betrieb genommen. Seither hat sich das Ver-
kehrsaufkommen nach Angaben der Betreibergesellschaft Asfinag fast versiebenfacht. 2025 befuh-
ren demnach fast elf Millionen Autos und rund 2,5 Millionen Lastwagen die Brennerautobahn. Der 
Lkw-Verkehr ist seit 2010 um etwa 40 Prozent gestiegen. Der große Andrang führt häufig zu Staus 
– auch auf den Nebenstrecken, die durch die Ortschaften führen.“ 

 „Was fordern die Demonstranten? 

Früher habe man in Gries am Brenner wenigstens gewusst, wann die Blechlawine kommt, sagte 
Bürgermeister Mühlsteiger der ZEIT. »Jetzt können wir den Verkehrskollaps nicht mal mehr abschät-
zen.« Der enorme Verkehr sei der heimischen Bevölkerung nicht mehr zumutbar. Gemeinsam mit 
anderen Bürgermeistern aus dem Wipptal habe er einen Forderungskatalog erstellt, der bei der De-
monstration an die Politik übergeben werden solle. 

Zu den Forderungen gehören der Bau 13 neuer Lärmschutzwände entlang der Autobahn und die 
Aufrechterhaltung des Nacht-, Feiertags- und Wochenendfahrverbots für Lkw. Italien hat vor dem 
Europäischen Gerichtshof gegen die Verbote geklagt. Für den Fall, dass die Forderungen nicht er-
füllt werden, droht Mühlsteiger mit weiteren, ausgedehnten Blockaden.“ 

Österreich bzw. das Land Tirol haben diverse Fahrverbote für Lkw auf der Inntal- und Brennerauto-
bahn erlassen, darunter das historische Nachtfahrverbot aus Gründen des Lärmschutzes von 22:00 
bis 05:00 Uhr für nicht lärmarme Lkw ab 7,5 Tonnen zul. Gesamtgewicht auf den Transitautobahnen 
ab dem 01.12.1989. Damals war Österreich noch nicht Mitglied der EU und damit auch nicht ver-
pflichtet, die Freiheit des Warenverkehrs in der EU zu garantieren. Das Verbot hatte zu einer Ent-
lastung der Wohnbevölkerung um 5 dB(A) geführt und war ein entscheidender Schritt auf dem Weg 
zum lärmarmen Lkw in Europa25. Seit dem 01.01.1995 ist Österreich Mitglied der EU und seitdem 
läuft die Auseinandersetzung um den Konflikt zwischen der europäischen Warenverkehrsfreiheit und 
dem Schutz der Bevölkerung vor den schädlichen Umwelteinwirkungen des Güterverkehrs. Aktuell 

 
23  Schönberg im Stubaital liegt etwa 11 km südlich von Innsbruck und 47 km vom Brennerpass entfernt. 
24  Gries liegt kurz vor dem Brennerpass 
25  siehe Jäcker, M., Rogall, H. „Benutzervorteile für lärmarme Lkw – das Heidelberger Modell“ 

Zeitschrift f. Lärmbekämpfung Sept. 1993 

https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/brenner-autobahn-sperre-auswirkungen-100.html
https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/brenner-autobahn-sperre-auswirkungen-100.html
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also die Klage Italiens vor dem Europäischen Gerichtshof gegen die diversen österreichischen Be-
triebsbeschränkungen für Lkw aus Gründen des Umweltschutzes. Die mündliche Verhandlung dazu 
fand am 21.04.2026 statt, ein Urteil wird bis Ende 2026/Anfang 2027 erwartet (siehe die Internetseite 
des Gerichtshofs der Europäischen Union GHdEU, https://curia.eu-
ropa.eu/site/jcms/p1_1000082600/de/hearing-case-c-524/24-italy-v-austria „Mündliche Verhand-
lung: Rechtssache C-524/24 Italien / Österreich“ sowie“, Klage der Italienischen Republik gegen die 
Republik Österreich, eingereicht am 30. Juli 2024 (Rechtssache C-524/24). https://eur-lex.eu-
ropa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202405409, Amtsblatt der Europäischen Union 
Reihe C 16.9.2024. 

Entsprechend kritisch waren dann auch die Kommentare zu der Protestaktion in den Nachbarlän-
dern (siehe [Zeit]): 

„Bayerns Verkehrsminister Christian Bernreiter (CSU) bezeichnete die Demonstration und die damit 
verbundene Sperrung als »Knüppel zwischen die Beine der Logistikbranche«. 

Südtirols Ministerpräsident Arno Kompatscher sagte, dass eine stundenlange Blockade in weiten 
Teilen der Bevölkerung Kopfschütteln auslösen und zum Eigentor werden könne. Auch die nordita-
lienischen Handelskammern in Bozen, Trient, Verona, Cremona-Mantua-Pavia und Modena protes-
tieren. Die Sperrung werde »erhebliche soziale, ökologische und wirtschaftliche Schäden verursa-
chen«, heißt es in einer Pressemitteilung. Auch auf die Tage vor und nach der Sperrung werde die 
Demonstration negative Auswirkungen haben, etwa durch gestiegene Transportkosten und ausblei-
bende Touristen.“ 

Die Betroffenen in Südtirol, die gleichermaßen unter den Folgen des Transitverkehrs leiden, sehen 
das anders. Der Südtiroler Dachverband für Natur- und Umweltschutz fordert auf: „Für unsere Mit-
welt gehen wir auf die Autobahn“ (https://www.umwelt.bz.it/news-medien/presse/fuer-unsere-
mitwelt-gehen-wir-auf-die-autobahn-1112/ vom 7. Mai 2026): 

„Genug ist genug" – dieser Eindruck ist inzwischen in vielen Teilen Südtirols spürbar. Umso wichtiger 
ist es, dass Karl Mühlsteiger und seine Mitstreiter*innen nun auch ein sichtbares Zeichen setzen. 
[Der] Geschäftsführer des Dachverbands erklärt dazu: »Die Verkehrspolitik am Brenner braucht ein 
konsequentes Umdenken. Die Demonstration ist eine gute Gelegenheit zu zeigen, dass viele Men-
schen bereit sind, für eine gesündere Mobilität einzustehen, ganz nach unserem Jahresmotto mo-
bene.bz – mobilitá che fa bene26. «" 

Der SWR hat über den Ausgang der Proteste berichtet [SWR]: 

„Mehrere Tausend Menschen hatten sich am Brennerpass zu einer Demonstration gegen die hohe 
Verkehrsbelastung an der wichtigen Transitstrecke versammelt. Die Teilnehmer der Veranstaltung 
in Matrei am Brenner brachten Schilder mit Slogans wie "Genug ist genug" und "Ruhe im Tal!" mit. 

"Es ist sensationell", sagte Karl Mühlsteiger, Initiator der Proteste, zur Zahl der Demonstranten. "Das 
geht heute in die Geschichte Tirols ein", meinte Mühlsteiger, der auch Bürgermeister der nahen 
Gemeinde Gries am Brenner ist. Die Schmerzgrenze der Bevölkerung sei erreicht. Viele Demonst-
ranten reisten mit Zügen und Fahrrädern an. Zu ihren Forderungen zählt ein erweiterter Lärmschutz 
und die Verlagerung des Schwerverkehrs auf die Schiene.  

Auf manchen Schildern war auch Kritik an der verzögerten Planung der Bahn-Zulaufstrecke in Bay-
ern zu sehen, die nach der Fertigstellung des Brennerbasistunnels für eine Entlastung der Autobahn 
sorgen soll.“ 

Die Proteste auf der Fernpassstraße 

Nach dem Beispiel der Protestaktion zur Brennerautobahn hat die Bürgerinitiative Lebensraum 
Gurgltal – Außerfern – Mieminger Plateau am 27.06.2026 auf der Fernpassstraße gegen den Tran-
sitverkehr und die Ausbau-Pläne der Landesregierung protestiert. Der ORF hat darüber berichtet. 

„Rund 700 bei Demos auf Fernpassstrecke“, 27. Juni 2026, Rund 700 bei Demos auf Fernpassstre-
cke – tirol.ORF.at: 

 
26  „Mobilität, die gut tut“.  

https://curia.europa.eu/site/jcms/p1_1000082600/de/hearing-case-c-524/24-italy-v-austria
https://curia.europa.eu/site/jcms/p1_1000082600/de/hearing-case-c-524/24-italy-v-austria
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202405409
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202405409
https://www.umwelt.bz.it/news-medien/presse/fuer-unsere-mitwelt-gehen-wir-auf-die-autobahn-1112/
https://www.umwelt.bz.it/news-medien/presse/fuer-unsere-mitwelt-gehen-wir-auf-die-autobahn-1112/
https://tirol.orf.at/stories/3360213/
https://tirol.orf.at/stories/3360213/
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„Samstagvormittag [27.06.2026] ist zwei Stunden lang entlang der Fernpassstrecke bei Nassereith 
und bei Reutte gegen das geplante Fernpass-Paket und den Transitverkehr demonstriert worden. 
Laut Polizei nahmen rund 700 Menschen an den zwei Demos teil.“  

Die Fernpassstraße wird wegen einer weiteren Demonstration am 1. August erneut gesperrt 
(https://tirol.orf.at/stories/3361502/).  

Die Bürgerinitiative hat am 24. Juni 2026 ihre sehr konkreten und detaillierten Positionen in der  
Fernpass-Erklärung vorgestellt (siehe  die MeinBezirk-Online-Lokalausgabe der RegionalMedien Ti-
rol GmbH „Die Fernpass-Erklärung der Bürgerinitiative Lebensraum Gurgltal – Außerfern – Miemin-
ger Plateau im Wortlaut.“, 24. Juni 2026, https://www.meinbezirk.at/imst/c-lokales/die-fernpass-er-
klaerung-der-buergerinitiative_a8710509). Hier die wichtigsten Positionen: 

„Wir lehnen ausdrücklich ab:  
jeden weiteren Ausbau von Straßen- und Transitkapazitäten am Fernpass – insbesondere den ge-
planten Scheiteltunnel. Die effektivere Verbindung erzeugt mehr Verkehr. Nachhaltige Politik muss 
Verkehr vermeiden, steuern und verlagern, anstatt neue Kapazitäten zu schaffen.“ 

„Verkehrsreduktion statt Straßenausbau 
[Wir fordern] eine schrittweise und verbindliche Reduktion des Schwerverkehrs auf maximal 250.000 
Fahrten pro Jahr in beiden Fahrtrichtungen zusammen mit einer besonderen Regelung, die sicher-
stellt, dass während der Nachtstunden Schwerverkehr nur in genehmigten Ausnahmefällen vor-
kommt.“ 

„Die Menschen im Außerfern, Gurgltal und Mieminger Plateau sind keine Kollateralschäden des eu-
ropäischen Transitverkehrs und der Tiroler Begehrlichkeiten. Wir fordern daher: 

• die verbindliche Einhaltung der WHO-konformen Grenzwerte sowie eine deutliche Ausweitung 
der Messstellen und eine adäquate Modernisierung der Messsysteme für Lärm, Luftschad-
stoffe und Reifenabrieb 

• einen wirksamen Schutz der Anwohner vor zusätzlichem Transitverkehr durch verbindliche 
Obergrenzen für Verkehrsaufkommen, Schadstoffbelastung und Lärm – bei Überschreitungen 
müssen automatisch zusätzliche verkehrslenkende Maßnahmen und wirksame Sanktionen 
vorgesehen werden 

• eine verbindliche Verkehrsdrosselung bei Überschreitung von Grenzwerten für Lärm, Fein-
staub, Reifenabrieb und Schadstoffe 

• verbindliche Langzeitkohortenstudien zur Beurteilung und Reduktion der Gesundheitsrisiken 
für die betroffene Bevölkerung 

• verbindliche und jährlich aktualisierte Berechnung der Krankheitskosten und volkswirtschaftli-
chen Schäden durch den Fernpassverkehr. Transparente Veröffentlichung im Landtag.“ 

https://tirol.orf.at/stories/3361502/
https://www.meinbezirk.at/imst/c-lokales/die-fernpass-erklaerung-der-buergerinitiative_a8710509
https://www.meinbezirk.at/imst/c-lokales/die-fernpass-erklaerung-der-buergerinitiative_a8710509

